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verminderung des Offizierkorps verlangt
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

h. Berlin, 27. Juni.

Wie verlautet, werden neue Forderungen der
Entente kommiſſion in nächſter Zeit zu einer weiteren
Verabſchiedung einer großen Zahl von Offi-
zieren führen. Neuerdings wird verlangt, daß die Beamten
der Heeresverwaltung, die vor dem Kriege untere Militärbeamte
waren, auf die Zahl der Offiziere anzurechnen ſind, während der
Friedensvertrag nur beſagt, daß ſie auf die Zahl der 3000 für
das Reichsminiſterium zugelaſſenen Leute anzurechnen ſeien.
Von deutſcher Seite waren deshalb die Militärbeamten
auf das Zivilperſonal der Heeresverwaltung an
geſagt worden. Die Ententekommiſſion verlangt aber die Ein
gliederung dieſer Beamten, ſoweit ſie die Tätigkeit der früheren
Militärbeamten wahrnehmen, in die Zahl der 4000 Offi-
ziere. Da die Forderung unter das Ultimatum fällt, iſt die
deutſche Regierung zur Annahme gezwungen, obgleich
ſie an ihrem Rechtsſtandpunkt feſthält. Für die Einreihung kom

men im weſentlichen die höheren Jntendanturbeamten
und die Zahlmeiſter in Frage. Am ſtärkſten wird das
Reichswehrminiſterium betroffen, zumal die Ententekommiſſion

fordert, daß Kommandierungen von Offizieren zum
Reichswehrminiſterium nicht mehr ſtattfinden würden.

Die Entente befiehlt! Und die Reichsregierung iſt eifrig be
müht, jeden Schein von Fahrläſſigkeit zu meiden. Jſt das auch
anders zu erwarten Wohl keiner wird das abſtreiten können.
Wir erleben es ja immer wieder: die Entente braucht nur zu
lallen, flugs iſt man in Berlin an der Arbeit, mag auch das Ver
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Ein neuer Vertragsbruch!
Dienstag, 28. Juni

langte noch ſo vertragswidrig ſein, wie im vorliegenden Falle.
Der Verſailler Vertrag, jenes Schanddokument ſozialiſtiſcher
Heuchelei, geſteht uns ſo und ſo viele Offiziersſtellen zu. Aber
die Entente und die treibende Kraft hier wie überall iſt Frank
reich hat Furcht, grenzenloſe Furcht noch vor dem gänzlich
wehrlos gemachten Deutſchland. Die ſozialiſtiſche Hetze bei uns
trägt hier, wie ſchon immer, herrliche Blüten. Die Sozialiſten in
Deutſchland ſchreien es ja Frankreich immer wieder in die
Ohren: Die deutſchen Offiziere ſind gefährlich. Kann Frankreich
ſich beſſeres wünſchen? Dieſe Rückenſtärkung aus dem „ver
haßten Land“ iſt hochwillkommen. Was unſeren Feinden Ver
träge gelten, haben wir ja genug am eigenen Leibe erfahren, auf
einen Vertragsbruch mehr oder weniger kommt es ja gar nicht
mehr an. Die Hauptſache iſt, daß nur Deutſchland den Vertrag
hält, und daß Deutſchland das tut, dafür ſorgt ſchon Erzbergers
Geiſt und für noch mehr. Nur ja kein Mißfallen erregen, iſt die
Parole. Bei allem, was man in Berlin tut und denkt, ſteht das
im Vordergrund. Wo bleibt da unſere Ehre? Soziali-
ſtiſche Meuchelei zerbrach Deutſchlands Wehr,
ſozialiſtiſche Heuchelei beſudelt Deutſchlands
Ehr'! Dieſer Geiſt zieht Deutſchland immer tiefer in die
Schande.

Ein anderes Bild. Jm Deutſchen Reichstag forderte man
geſtern energiſch die alte ſchwarz weißrote Handels-
flagge. Und wieder ſtanden die Sozialiſten auf und lehnten
dieſes Begehren mit dem Hinweis auf das Mißfallen der
Entente ab.

Lieber den deutſchen Namen zertreten und in hündiſchem
Gehorſam auf dem Bauche kriechen, als ein mannhaftes Wort
wagen. Das iſt das Zeichen der „neuen Zeit. x

e 25..... S JJ2Ein Vertrauensvotum für Giolitti
Sforzas Stellung erſchüttert.

X Rom, 27. Juni.
Jn der Diskuſſion der Kammer über die Thronrede geißelte

der Sozialiſtenführer Treves die ſchwache auswärtige Politik

Jtaliens, die das Jnſtrument abſurder franzöſi
ſcher Gewaltpolitik gegen Deutſchland ſei. Jn Ober-
ſchleſien werde durch Ententebeſchlüſſe das Reſultat der Volks
abſtimmung gefälſcht. Statt Polen aufzufordern, friedfertig zu
ſein, hätte Sforza dieſe Aufforderung an Frankreich
richten ſollen. Die Deutſchland aufgeztoungenen Reparationen
ſchädigten nicht nur Deutſchland, ſondern auch Jtalien. Nach
Treves verteidigte Giolitti ſeine innere Politik, worauf zum
erſten Male nach dem Weltkrieg Salandra in der Kammer des
Wort ergriff und namens der Rechten die auswärtige Politik
Sforzas angriff, jedoch nach einer Replik Sforzas von der
Kammer und den Tribünen niedergeſchrien wurde. Die
Tagesordnung über die auswärtige Politik, die
ein Mißtrauensvotum gegen Sforza enthielt,
wurde mit 234 gegen 200 Stimmen abgelehnt, weil die
Klerikalen für die Regierung ſtimmten und die neue ſoziale
Gruppe ſich zwar gegen Sforzas Politik erklärte, aber
trotzdem dem Miniſterium Giolitti hre Stimme gab. Sforzas
Rücktritt iſt daher nicht un wahrſcheinlich.

Die nächſten Leipziger Prozeſſe
Am Mittwoch wird als erſten der franzöſiſchen Fälle der

Prozeß gegen den General Stenger, den Führer der 58. Jn-
fanterie-Brigade, und den Major a. D. Cruſius beginnen.
Stenger ſoll im Auguſt 1914 bei den Gefechten nach der Schracht
von Saarburg en haben, keine Gefangenen zu machen
und die franzöſiſchen Soldaten hinter der deutſchen Front zu
töten. Cruſius wird vorgeworfen, dieſen Befehl wertergegeken,
zum Teil ſelbſt Gefangene erſchoſſen oder einen entſprechenden
Lefehl an ſeine Untergebenen erteilt zu haben. Stenger be
ſtreitet, daß er einen ſolchen Befehl ausgegeben habe. Die An-
klage lautet auf Mord, da es ſich eventuell um eine bewußte,
mil Ueberlegung ausgeführte Tötung von Menſchen handeln
würde.

Als zweiter fwangöſiſcher Fall folgt das Verfahren gegen
den Oberleutnant Laule, der ebenfalls der Brigade Stenger
angehört hat. wird vorgeworfen, den franzöſiſchen Kapi
tän Migat erſchoſſen zu haben und zwar in Ausführung der
Befehle Stengers. Laule ſagt aus, er habe Migat leicht verwundet am Skragenend gefunden und ihn aufgefordert, ſeine

Waffen auszuliefern. Darauf ſei Migat gegen Laule und zwer
hinzugekommene Soldaten tätlich vorgegangen. Einer dieſer
Soldaten habe dann Migat erſchoſſen. Es handle ſich alſo um
NRotweh r.

daran wird gegen Generalleutnant vonr Gouverneur von Kaſſel, und gegen
General Kruska, den Kommandeur des großen Gefangenen
lagers Swehren bei Kaſſel, verhandelt werden. Hier ent
kand eine große Jigctyphusepidemie, der aghlreiche Gefangene

zum Opfer fielen. Kruska wird beſchuldigt, deren Tod her
beigeführt zu haben, indem er die ſanitären Einrichtungen des
Lagers vernachläſſigt habe, und Genewval von Schack ſteht unter
Mitanklage, da er die Oberaufſicht über das Lager hatte.
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Die Angſt vor der Straße
Wider beſſeres Wiſſen verſpricht man!

Jm Hauptausſchuß des Reichstages erklärte Reichsminiſter
des Jnnern Dr. Gradnauer, daß das Reichswehrminiſterium
eine Bedrohung der oſtpreußiſchen Grenze auch für möglich halte.
Der Kanzler habe ſich dafür eingeſetzt, daß baldigſt der Abbau
des Ausnahmezuſtandes erreicht werden müſſe. Die Regierung
ſei durchaus gewillt, an dieſer Zuſage feſtzuhalten, aber es laſſe
ſich nicht verkennen, daß der Weg ſchwierig ſei. Jn der
Provinz Sachſen ſtehe der Oberpräſident zum Beiſpiel auf
dem Standpunkte, daß in gewiſſen Teilen der Provinz die
völlige Beſeitigung des Ausnahmezuſtandes noch nicht
empfehlenswert ſei. Die Regierung habe darauf ge-
halten, in dieſer Frage mit den Landesregierungen einig zu
gehen. Man müſſe mit ihnen zu einer Verſtändigung gelangen.
Es ſei richtig, daß gewiſſe Meinungsverſchiedenheiten noch be
ſtänden. In Bayern ſei die Belaſtungsprobe ſehr ſtark ge
weſen, aber auch hier werde man, ſobald die Entwaffnungs-
und Auflöſungsfrage geregelt ſei, zu einer normalen Lage zurück-
kommen können. Hinſichtlich der Orgeſch ſei es auf Grund
des Ultimatums ſelbſtverſtändliche Pflicht der
Landesregierungen, die nötigen Schritte zu tun, um zur Durch
führung der Beſtimmungen zu gelangen. Die Strafbeſtimmungen
beruhten auf dem Geſetz vom 22. März. Der Miniſter betonte
dann nochmals, daß der Ausnahmezuſtand in Würt-
temberg nicht mehr beſtehe.

Deutſche Torpedoboote für Polen
X Lonvon, 27. Juni.

Die drei deutſchen Torpedoboote „A. 63“, A. 64“ und „V. 108“
ſind an die polniſche Regierung verkauft worden und werden
nächſte Woche Chatham mit der Beſtimmung nach Danzig ver-
laſſen.

Furchtbare Morde
In geradezu fürchterlicher Weiſe haben die Polen in Zem

bowitz an deutſchen Einwohnern gehandelt. So drangen die
Polen am 11. Juni um 2 Uhr nachts in das Haus der Familie
Flack ein. Dem Ehemann Flack und ſeiner Frau wurden zuerſt
die Augen ausgeſtochen. Hierauf ſchnitten die vertierten
Polen ihnen Ohren und Naſen ab, ebenſo die Zehen, Fer
ſen und Finger und warfen ſodann die noch lebenden Kör-
per in den Zembowitzer Teich. Jn der gleichen Weiſe
wurden die Kinder des Flackſchen Ehepaaves, fünf Töchter und
drei Söhne, von den Polen zu Tode gefoltert. Jm ganzen wur-
den in Zembowitz ſechs deutſche Familien, etwa 30 Perſonen, die
ebenſo wie die Familie Flack für Deutſchland geſtimmt hatten,
von den Polen nach unſäglicher Marter getötet.

Die Deutſchenhetze in Polen nimmt ihren Fortgang.
Deutſche in Anſiedlungsdörfern werden von der
Volksmenge in Gegenwart der Polizei gezwungen, Er-
klärungen abzugeben, daß ſie ſofort ohne Hab und
Gut auswandern wollen. Beſonders ernſt waren die Aus
ſchreitungen in Elſenau und Mekronvyſi.
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Sozialiſtiſche Ententefurcht
Aus Angſt, Mißfallen bei der Entente zu erregen,
wird die alte ſchwarz weißrote Handelsflagge

im Reichstag abgelehnt
w. Berlin, M. Juni.

Das Geſuch des Reichsminiſteriums des Jnnern um Geneh-
migung zur Strafverfolgung des Abgeordneten Höllein (Komm.)
wird dem Geſchäftsordnungsausſchuß überwieſen. Gemäß dem
Antrag dieſes Ausſchuſſes verſagt das Haus die Geneh-
migung zur Strafverfolgung des Abgeordneten Heyde
mann (Komm.).

Jn der fortgeſetzten
zweiten Beratung des Nachtragsetats

wird der Etat des Reichsminiſteriums für Wiederaufbau ohne
Ausſprache angenommen, ebenſo derjenige des Reichsarbeits-
miniſteriums, doch wird hierbei ein Antrag Hoch (Soz.) ange
nommen, der eine Million Mark auswirft als Beihilfe
zur Schulung von Betriebsratsmitgliedern.Der Etat des Reichsverkehrsminiſteriums wird leichfalls ange

nommen, ebenſo die Entſchließungen des Ausſchuſſes.
Es folgt die Beratung des ſchleunigen Antrages der Rechten,

des Zentrums und der Demokraten betreffs
Kußerkraftſetzung der Verordnung über die

deutſchen Slaggen
vom 11. April 1921.

Abg. Dr. Gildemeiſter (D. Vpt.): Für die Erhaltung det
deutſchen Handelsflagge Schwarzweißrot ohne Eckeinfügung der
Reichsfarben haben ſich alle beteiligten Kreiſe, Reederei, Handel
und Auslandsdeutſche ausgeſprochen. Die neue Flagge würde
den überſeeiſchen Aufbau gefährden.

Abg. Dr. David (Soz.): Der Antrag iſt ein Verſtoß gegen die
Verfaſſu Die Geſamtheit des Volkes hat ein großes Jntereſſe
daran, daß die Farben der Republik auch draußen gezeigt werden.
Die deutſchen Waren werden draußen nach ihrer Qualität beur-
teilt, nicht nach der Flagge, unter der ſie ankommen. Es handelt
ſich hier im Grunde um den Kampf für die Flagge der Monarchie
gegen die Flagge der Republik. ie Farben ſchwarzweiß-rot
ſind ſeit 1815 und ſeit der deutſchen e ne mit dem
groß deutſchen Einheitsgedanken auf das engſte
verknüpft. Hoffmann von Fallersleben war einer der
Männer, die unter dieſen Farben gekämpft haben. Nach Weimar
wurde Schwarz-weiß-rot die ausgeſprochene Kampffahne gegen
die Republik und für die Monarchie. (Lärm rechts und lärmende
Zurufe links. Glocke des Präſ.) Aber keiner derjenigen, die
heute ſo große Töne reden, hatte 1918 den Mut, die ſchwarzweiß-
rote Fahne zu entfalten. Wir müſſen gegenwärtig alles ver
meiden, was der Entente gegenüber (1!!) ſo ausſehen könnte, wie
der Anfang einer Rückkehr zur Monarchie.

Abg. Dr. Braun (Soz.) meint, daß der Antrag als eine Ab-
änderung der Verfaſſung angeſehen und demgemäß behandelt
werden muß.

Präſident Löbe: Mit dieſer Frage wird ſich eventuell noch der
Staatsgerichtshof befaſſen müſſen.

Abg. Dr. Oberfohren (Deutſchn.): Die Frage iſt rein
laggentechniſch. Sollte dieſe Flaggenfrage aber einmal
em

Volksentſcheid
übergeben werden, ſo ſind wir unſerer Sache gewiß: Für die rein
ſchwarz- weißrote Handelsflagge haben ſich alle ſeemänniſchen
Kreiſe ausgeſprochen, darunter die ſozialdemokratiſchen
Senatoren von Hamburg und Lübeck, die Arbeit-
nehmer der Reedereien, unter denen ſogar Kommuniſten ſichbefinden. Mit einer Aenderung der Dandelbflagge würden wir

uns vor aller Welt lächerlich machen.
Abg. Dr. Breitſcheidt (U. S.): Der Antrag läuft auf eine

Verfaſſungsänderung hinaus. Die Verordnung des Reichspräſi-
denten iſt verfaſſungswidrig genug. An ſich iſt für uns die
Frage der Farben von Bedeutung. Es würde Sie (nach rechts)
mehr ehren, wenn Sie offen erklären würden, Sie wollten das
Symbol der Republik, die Jhnen verhaßt iſt, ſtürzen. Der An-
trag iſt ein Symbol dafür, daß die Demokratie ſich nach
rechts zieht. Rutſchen Sie doch täglich auf den Knien vor der
Deutſchen Volkspartei herum mit der Bitte, ſie möge in die Re
gierung eintreten. Der Antrag beweiſt, daß die Rechte glaubt,
Oberwaſſer zu haben.

Abg. Dauſch (D. Vpt.): Die weitaus größte Zahl der Aus
landsdeutſchen bittet uns, keinen Flaggenwechſel vor-
zunehmen.

Abg. Heile (Dem.): Wir ſind gegen die Verunglimpfung der
Fahne der Republik von ſeiten der Rechtspartei. Es handelt fich
hier aber um die Handelsflagge. Es iſt Sache politiſcher Dema-
gogie, unſere Stellungnahme in dieſer techniſchen Frage politiſch
auszunützen. (Lärm links.)

Abg. Dr. Koch (Dem.): Jn Weim ar hat der weitaus größte
Teil der Demokraten für die ſchwarz-weiß-rote
Flagge geſtimmt, mit Rückſicht auf die ſchwerwiegenden Be
denken aller Sachverſtändigen ſtimmen wir für den
Antrag. (Lärm links.)

Abg. Gildemeiſter (D. Vpt.) beſtreitet, daß der An
trag eine Verfaſſungsänderung einſchließe. Seitens
der Rechten wird namentliche Abſtimmung beantragt.

Abg. Ledebour (Sozd.): Da der Antrag eine Verfaſſungs
änderung bezweckt, müſſen bei der Abſtimmung zwei Drittel
der Abgeordneten anweſend ſein und zwei Drittel von dieſen
dafür ſtimmen. Anweſend ſind und abgeſiimmt haben 246 Ab-
geordnete, davon 20 für und 121 gegen den Antrag bei fünf
Enthaltungen.

Danach alſo bleibt die Verordnung des Reichs
bräſidenten in Geltung, wonach die Handelsflagge
ſchwarz weiß rot mit der Eckeinfügung in den
Reichsfarben nunmehr ausgeführt wird.

Mowgen 2 Uhr nachmittags: Anfragen und Nachtragsetat,



Bilder aus dem Menzer- Prozeß
Der am 14. Juni vor der Strafkammer in Halle zur Ver

handlung gelangte Prozeß in deſſen Mittelpunkt der Rektor
magn. Profeſſor Dr. Menzer ſtand, kann ſowohl nach ſeinem
Jnhalt wie nach ſeiner Form allgemeines Jntereſſe be-
anſpruchen. Bemerkenswert war nicht nur das, was ver-
handelt wurde, ſondern auch das, was nicht zur Verhandlung
gelangte, und vor allem die Art, mit der dieſes von der Ver-
handlung ausgeſchloſſen wurde. Es erſcheint deshalb not-
wendig, darauf noch des Näheren zurückzukommen.

Den äußeren Anlaß zu dem Prozeß hatte der Beſuch
des Kultusminiſters Häniſch im Februar d. J. in Halle ge-
geben, und die ſachliche Veranlaſſung dazu bildete einerſeits
die Rede des Univerſitätsrektors Profeſſor Dr. Menzer, mit
der dieſer den Miniſter in der Univerſitätsaula begrüßte,
und andererſeits die Kritik, die dieſe Rede in der Oeffent-
lichkeit fand.

Die grundlegenden Ausführungen in der Rede Menzers
hatten folgenden Wortlaut: „Was uns aber, Dozenten und
Skudenten, vor allem vereint, iſt eine gemeinſame nationale
Geſinnung. Rückwärtsſchauend, denken wir an Deutſchlands
frühere Größe. Nicht Vorteile, die wir etwa in ihr gehabt
haben, knüpfen uns an die Vergangenheit, ſondern die Er
innerung, daß in ihr Jdeale erfüllt waren, die mit dem
Beſten unſeres Weſens verbunden ſind. Wir ſind nicht be
reit, das ſo ſchnell aufzugeben, was wir verehrt haben. Vor-
wärtsſchauend, wollen wir mitarbeiten an einer ſchöneren Zu
kunft unſeres Volkes. Wir wollen helfen, alle Klaſſen unſeres
Volkes zu einer nationalen Geſinnung zu führen. Mehr als
man weiß, iſt unſere akademiſche Jugend bereit, dem
Arbeiter die Hand entgegenzuſtrecken. Leider iſt die andere
Seite noch zu wenig bereit, in ſie einzuſchlagen. Jn
dieſem Kampfe für den nationalen Ge
danken begrüße ich aber in Jhnen, Herr Mi-
niſter, einen Mitarbeiter. An mehr als einer
Stelle haben Sie ſich für ihn erklärt. Jch bewundere den
Mannesmut, mit dem Sie trotz des Widerſpruchs Jhrer Par
teifreunde Jhre nationale Geſinnung bekundet haben. Jn
dieſem Geiſte begrüße ich Sie noch einmal und bitte Sie
nunmehr, die uns zugeſagte Anſprache zu halten.“

Daraufhin war in der „Halleſchen Zeitung“ von dem
Vorſitzenden des Schutz- und Trutzbundes Facharzt Dr.
Blümel ein Artikel erſchienen, der das Verhalten des Rek-
tors magn. dem Miniſter gegenüber einer ſcharfen Kritik
unterzog, weil ſein Verfaſſer von dieſer Bewunderung des
Miniſters durch den Univerſitätsrektor gefährliche Folgen
für die Charakterbildung der Studentenſchaft und im wei-
teren Rahmen für die nationale Erneuerung unſeres Volkes
befürchtete.
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Jrnhaltlich-gedanklich betrachtet, wurde in dem Artikel
dem Profeſſor Menzer zunächſt wegen ſeines Lobes für
Häniſch an ſich ein Vorwurf gemacht: „Dem „Miniſter“
Häniſch eine Verbeugung wegen ſeiner „nationalen“ Geſin-
nung zu machen. zeigt, daß der betreffende Redner entweder
Herrn Häniſch und ſein Wirken nicht verſtanden hat, oder
daß er aus Höflichkeit die Unwahrheit ſprach.“ „Und auch
Leute wie Häniſch noch loben! Pfui!“ „Die Univerſität
ſucht nach Wahrheit und Klarheit! Mißleiten Sie ſie nicht
kraft Jhres Amtes!“

Da das Gericht hierin eine Beleidigung erblickte,
hätte den Angeklagten Blümel und Böttcher in der Ver
handlung Gelegenheit gegeben werden müſſen, ſich darüber
zu äußern, worin ſie die Mißleitung der Univerſität ſahen,
woraus ſich das „Pfui“ herleitet, und wie ſie die Behauptung
begründen, daß Menzer über Häniſch die Unwahrheit ge
ſprochen habe. Jn dem Mittelpunkt der Ver
handlung hätte hier alſo die Perſon und die
Wirkſamkeit des Miniſters Häniſch ſtehen
müſſen. Denn wenn die Angeklagten bewieſen hätten,
daß der Univerſitätsrektor den Studenten ein falſches Bild
vom Miniſter Häniſch gegeben und damit dem Streben der
Univerſität nach Wahrheit und Klarheit entgegenwirkt, die
Univerſität alſo mißleitet hatte, daß er nicht nur dies, ſon
dern einen Mann wie Häniſch auch zu Unrecht noch ge-
ob t und „aus Höflichkeit die Unwahrheit“ geſprochen hatte,
dann würden ſie ſich ja keiner Beleidigung ſchuldig gemacht
haben und müßten in dieſem Punkte freigeſprochen werden.
Der Vorſitzende des Gerichtshofes, Landgerichtsdirektor
Cullmann, ſtellte ſich dagegen auf den Standpunkt, daß die
Perſönlichkeit Häniſchs in dieſem Prozeß nicht intereſſiere,
und er führte einen Gerichtsbeſchluß dahingehend herbei,
daß den Angeklagten unterſtellt wird, Häniſch für keine
nationale Perſönlichkeit gehalten zu haben, daß es für den
Tatbeſtand aber unerheblich ſei, ob Häniſch
national iſt oder nicht. Jm erſten Teil des Be
ſchluſſes wird eine Selbſtverſtändlichkeit ausgeſprochen, denn
wenn der Miniſter Häniſch in den Augen der Angeklagten
eine nativnale Perſönlichkeit geweſen wäre, würden ſie doch
an der Begrüßungsrede Menzers keinen Anſtoß genommen
haben, der Artikel „Häniſch-Menzer“ wäre nicht erſchienen,
und es würde zu keinem Prozeß gekommen ſein. Alles das
erfolgte doch erſt, weil die Angeklagten den Miniſter Häniſch
für keine nationale Perſönlichkeit hielten, und für den Aus-
gang des Prozeſſes durfte es nicht darauf ankommen, wie
die Angeklagten über Häniſch dachten, ſondern
wie das Gericht die Anſichten der Angeklagten über
Häniſch beurteile. Um darüber urteilen zu können, mußte
das Gericht die Begründung dieſer Anſichten kennen.
Das aber hatte der Vorſitzende des Gerichtshofes mit allen
Kräften verhindert und damit die Angeklagten in eine
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ſonderbare Lage verſetzt: auf der einen Seite machte
er ihnen den Vorwurf der Beleidigungund auf der anderen Seite verwehrte er
ihnen die Möglichkeit, ſich gegen dieſen
Vorwurf zu verteidigen und dem Gericht
nachzuweiſen, daß keine Beleidigung vor-
la g. Wie das Gericht dieſen Nachweis bei der Urteilsbil-
dung bewertet hätte, iſt eine Sache für ſich. Hier intereſſiert
nur die Tatſache, daß ein Fall vorliegt, in dem das Gericht
geurteilt hat, ohne von den Angeklagten Unterlagen für das
Urteil erhalten zu haben, ja, daß es ſich ſogar ſozuſagen mit
Händen und Füßen dagegen geſträubt hat, Unterlagen
entgegenzunehmen. Das Urteil des Gerichtes iſt in dieſem
Punkte alſo haltlos, weil ſachlich unbegründet. Daß es für
den Tatbeſtand keineswegs unerheblich iſt, ob Häniſch ſich
in nationalem oder antinationalem Sinne betätigt hat, geht
ſchon daraus hervor, daß ſich hierauf ja der ganze
Artikel aufbaut. Es iſt vielmehr die Grundlage des
ganzen Prozeſſes, und alles hätte bei der Beweisaufnahme
darauf ankommen müſſen, zu unterſuchen, ob Menzer rich-
tig oder falſch gehandelt hat. Und da Menzers Handlung
von der Perſönlichkeit Häniſchs ausgeht, hätte dieſe Per-
ſönlichkeit im erſten Teil der Beweisauſnahme im Mittel-
punkte ſtehen müſſen. Der Vorſitzende aber hat ſorgſam
darauf geachtet, daß das nicht geſchah.

3 e

Der Vorſitzende hat hier überdies aber noch ein Zweites
getan. Einerſeits ließ er nicht zu, daß die Angeklagten dar
legten, warum ſie Häniſch für keinen nationalen Mann
halten, andererſeits aber bemühte er ſelbſt ſich durch die
Art der Verhandlungsführung, guf die Mehrheitsſozial-
demokratie im allgemeinen und den Miniſter Häniſch im
beſonderen ein vorteilhaftes nationales Licht zu werfen.
So ließ er beiſpielsweiſe den Zeugen Profeſſor Dr. Menzer
ſagen ohne daß er nachher den Angeklagten geſtattete,
dem zu widerſprechen daß man die Sozialdemokratie
nicht in Bauſch und Bogen als antinational bezeichnen
dürfe, da es in ihr doch auch nationale Rich
tungen gäbe, wie den National-Sozialis-
mus Friedrich Naumanns. ((1!! Der Verf.) Und
der Vorſitzende ſelber fügte dieſer Erkenntnis Menzers die
ebenſo richtige Erklärung bei, daß die Mehrheitsſozialdemo-
kratie gegenwärtig gar nicht mehr auf dem Boden des Er
furter Programms ſtehe. Man faßt ſich an den Kopf, wenn
man bei gebildeten Menſchen eine derartige geradezu bru-
tale Unwiſſenheit in politiſchen Dingen findet, und man
vermag kaum zu glauben, daß dieſe Auffaſſungen des Uni
verſitätsprofeſſors und des Landgerichtsdirektors ernſt ge-
meint waren. Daß der Vorſitzende auch eine Widerlegung
ſeiner eigenen Anſicht nicht duldete, verſteht ſich nach dem
vorher Geſagten am Rande. Während des ganzen Pro-
zeſſes konnte man die Beobachtung machen, daß der Vor
ſitzende zwar den Zeugen Menzer beliebig viel über die
nationale Richtung der Sozialdemokratie und des Miniſters
Häniſch ſprechen ließ, daß er aber immer ſofort die Dis-
kuſſion abſchnitt, wenn den Ausführungen Menzers und
ſeinen eigenen Ausführungen durch Fragen der Angeklag-
ten und des Verteidigers auf den Grund gegangen werden
ſollte. Menzer konnte behaupten, daß er den Miniſter
Häniſch für einen nationalen Mann halte, als er aber ge-
fragt wurde, worin ſich das nationale Weſen und Wirken
Häniſchs offenbart habe, da wurde dieſe Frage nicht zuge-
laſſen. Der Vorſitzende ſelber erklärte rhetoriſch: Warum
ſoll ein Sozialdemokrat nicht national ſein?! Und als ihm
Angeklagte und Verteidiger entgegenhalten wollten, daß ein
Sozialdemokrat auf Grund des Erfurter Programms ein
Gegner des nationalen Gedankens ſein muß, daß alſo
Häniſchs Ausführungen über Elſaß-Lothringen nicht auf-
richtig geweſen ſein konnten, da wurde es ihnen verwehrt.
Durch dieſe Verhandlungsart trat deutlich die Tendenz zu
tage, alles für die Sozialdemokratie und den Miniſter
Häniſch national nicht Günftige fernzuhalten. Der Vor
ſitzen de wollte nach ſeiner Erklärung den Gerichtsſaal
nicht zu einer politiſchen Areng werden laſſen, durch ſeine
Verhandlungsart aber hat gerade er bewirkt, daß dem Pro-
zeß eine beſtimmt ausgeprägte demokratiſch-ſozialiſtiſche
Tendenz innewohnte und er einen ganz einſeitigen partei-
politiſchen Charakter erhielt. Wenn der Vorſitzende er
klärte, daß er alles die Tätigkeit und Perſon Häniſchs Be
treffende ausſchalten wolle, um dem Prozeß jeden poli-
tiſchen Anſtrich zu nehmen, ſo hätte man das aus einem
übertriebenen Beſtreben nach ſtrengſter Objektivität gewiß
verſtehen und würdigen, wenn auch nicht als richtig aner-
kennen können, da hier die Tätigkeit Häniſchs aus zwingen-
den inneren Gründen Gegenſtand der Gerichtsverhandlung
werden mußte. Dann hätte der Vorſitzende
aber auch ſelber nach ſeinen eigenen Worten
handeln müſſen! Wenn er jedoch andererſeits alles
das zuließ, was die Sozialdemokratie und den Miniſter
Häniſch in ein günſtiges nationales Licht ſtellte und den
Angeklagten verwehrte, darauf zu antworten, ſo hatte
gerade er eine politiſche Tendenz in die Verhandlungen
hineingebracht und dem Prozeß ein parteipolitiſches Ge-
präge aufgedrückt, wodurch die Objektivität naturgemäß
leiden mußte. Man wird gegen den Vorſitzenden gewiß
nicht den Vorwurf erheben können, aus Mangel an Mut
die gewiß heikle Sache der gerichtlichen Ausſprache über
politiſche Perſönlichkeiten der Regierung umgangen zu
haben, denn er hat ja ſeinerſeits über die Sozialdemokratie
und Häniſch Betrachtungen anſtellen laſſen und auch ſelber
darüber ſeine Meinung geäußert. Wohl aber muß man

ihm den Vorwurf machen, daß er der einen Seite ge-
ſtattete, was er der anderen Seite unterſagte. Ein
ſolches Verhalten mußte um ſo ſchwerwiegender in die Wag-
ſchale fallen, als es hier doch vor allem darauf ankam, daß
das Gericht ein möglichſt klares Bild von den Auffaſſungen
und Motiven der Angeklagten erhielt. Wenn dieſen
jedoch verweigert wurde, ihre Anſichten darzulegen und zu
begründen und ihnen im Gegenteil nur die Auffaſſung der
Gegenſeite kritiklos vorgetragen wurde, dann konnte man
ganz unmöglich erwarten, daß das Gericht am Schluß
keinen Fehlſpruch tun würde. Durch den ganzen Verlauf
der Verhandlung war das Gericht auf die Verkennung der
Sachlage und einen Rechtsirrtum vorbereitet worden.
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Derſelbe kraſſe Widerſpruch, wie er ſich hier zwiſchen
den Worten und den Handlungen des Vorſitzenden zeigte,
trat im weiteren Verlaufe des Prozeſſes auch zwiſchen den
einzelnen Ausſagen des Zeugen Menzer hervor ohne
daß darauf ſeitens der Angeklagten und des Verteidigers
eingegangen werden durfte. Es handelte ſich in dem zwei
ten Teile des Prozeſſes um den gegen den Rektor magn.
erhobenen Vorwurf, daß dieſer „aus Höflichkeit“ die Un-
wahrheit über Häniſch geſprochen habe und ſich „auf alles
einſtelle“. Wörtlich hieß es in dem Artikel: „Nein, Herr
Profeſſor Menzer, Sie können Deutſchland und der akade-
miſchen Jugend nicht helfen zum Aufſtieg, ſondern nur
zum weiteren Niederbruch. Jhre Art, ſich auf alles einzu
ſtellen, iſt derart gefährlich, daß ſie Charakter und geraden
Sinn unſerer Jugend verdirbt und ſie zur Geſinnungsloſig-
keit erzieht. Leute wie Sie werden weder von Herrn
Häniſch und ſeinen Leuten, die Jhre Hörer fortgeſetzt mit
Schmutz bewerfen wofür Sie ſich mit einem Bückling
devoteſt bedanken noch von wirklichen Deutſchen ernſt
genommen. Feil für alles!“ Jn dieſem Teile der
Verhandlungen müßte alſo die Perſon
Menzers im Mittelpunkt ſtehen. Es hätte feſt-
geſtellt werden müſſen, welche Auffaſſung Prof. Menzer
von den in Betracht kommenden Dingen beſitzt und ob er
„aus Höflichkeit“ gegen ſeine Ueberzeugung geſprochen
hatte, oder ob er überhaupt keine feſte Meinung beſitzt.
Alles das iſt in dem Prozeß aber ſo oberflächlich verhandelt
worden, daß das Gericht auch hier ſich unmöglich ein klares
Urteil bilden konnte. Auch hier mußte man erleben, daß
die Erörterung vom Vorſitzenden immer abgeſchnitten
wurde, wenn Angeklagte und Verteidiger Widerſprüche auf
klären oder ſonſt dieſer Sache auf den Grund gehen wollten.
Profeſſor Menzer erklärte unter ſeinem Eid, daß er ſich

ſtets zum nationalen Gedanken bekannt und auf Seiten
der Rechtsparteien geſtanden habe. Als die Ange-

klagten wiſſen wollten, ob der als Demokrat bekannte Men
zer auch die Demokraten zu den Rechtsparteien zähle, und
wie er ſeinen nationalen Standpunkt überhaupt definiere,
da wurde das vom Vorſitzenden nicht zugelaſſen. Der
Widerſpruch blieb damit unaufgeklärt. Die Enktgegnung
des Vorſitzenden auf diesbezügliche Fragen der Angeklagten:
„Sie haben doch gehört, daß der Zeuge unter ſeinem Eid
erklärt hat, ſeine Geſinnung nie geändert zu haben“, kann
als Aufhellung der vorgekommenen Widerſprüche nicht in
Betracht gezogen werden. Ebenſo blieb der Widerſpruch
in den Worten Menzers unaufgeklärt: Sie (der Miniſter)
ſind gekommen, um über Jhre Ziele zu ſprechen und
die Akademiker für den neuen Staat zu gewinnen.
Und andererſeits: Jch begrüße Sie als einen Mitarbeiten
in dem Kampfe für den nationalen Gedanken! Profeſſor Menzer glaubte dieſen Widerſpruch mit der Bemer-
kung beſeitigen zu können, daß es nur darauf ankomme,
von welchem Standpunkte man den Begriff des nationalen
Gedankens betrachtet. Er durfte auf das Eingreifen des
Vorſitzenden aber nicht ſagen, von welchem Standpunkt
denn er nun den Begriff des nationalen Gedankens be-
trachtet. Mit dieſer Bemerkung hatte Profeſſor Menzer
dem neuen Staat eine nationale Grundlage und dem Mi-
niſter Häniſch nationales Wirken unterſtellt. Er hatte
damit alſo der Sozialdemokratie, der wir dieſen Staat ver
danken, nationales Wirken beſcheinigt, ebenſo wie es vor-
her ſchon der Vorſitzende mit ſeiner Erklärung über das
Erfurter Programm getan hatte. Andererſeits aber hatte
Menzer geſagt: „Jch bewundere den Mannesmut, mit
dem Sie (Häniſch) trotz des Widerſpruches Jhrer
Parteifreunde Jhre nationale Geſinnung bekundet
haben.“ Danach muß Menzer die Sozialdemokratie doch
wohl nicht für national gehalten haben? Auch kann
man nicht begreifen, wie Menzer den Häniſch als einen ſo
vorbildlichen nationalen Mitkämpfer bezeichnen kann, wenn
er von „Sirenenklängen“ des Miniſters ſprach. Da man
unter „Sirenenklängen“ Betörung des andern verſteht, ſo
muß danach Profeſſor Menzer doch wohl J
haben, daß es dem Miniſter mit ſeiner nationalen Geſin-
nung nicht ernſt iſt.

Wie aber konnte Menzer dann einen Mann, der nicht
national iſt und nicht aufrichtig handelt, der akademiſchen
Jugend als einen vorbildlichen nationalen Bannerträger
empfehlen? Daß Menzer den Häniſch wohl für keinen auf
richtigen Menſchen gehalten hat, kann auch aus ſeiner
Aeußerung geſchloſſen werden: „Jch wußte genau, daß es
Häniſch mißlingen mußte, die Studentenſchaft für ſeine
Staatsauffaſſuung zu gewinnen.“ Wenn Häniſchs Staats
auffaſſung auf nationalem Grunde beruhte, wie Men-
zer vorher behauptet hatte, dann müßte es doch ſelbſtver
ſtändlich ſein, daß die Studentenſchaft Häniſch zuſtimmte.
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De einzige SFeitung in ganz Mitteldeutſchland, welche den auf deutſchvölkiſcher

Grundlage ruhenden nationalen Gedanken mit Feſtigkeit, Folgerichtigkeit und
Klarheit vertritt und alle Schäden der Feit ohne irgendwelche Rückſicht auf Perſonen
und Einrichtungen bekämpft, iſt unſere „Halleſche Seitung“.
große Verbreitung liegt deshalb im vaterländiſchen Jntereſſe. Wer für ihre Ver-

Jhre möglichſt

breitung ſorgen will, wird gebeten, in Bekanntenkreiſen für ſie zu werben und
uns Adreſſen ſolcher Perſonen einzuſenden, die durch HZuſendung von Probe-
Nummern von uns aus gewonnen werden können, weiterhin unſere Feitung in
Verſammlungen und auf der Reiſe zu empfehlen und zu verlangen, daß ſie in
Gaſtwirtſchaften, Hotels, Kaffees uſw. gehalten wird und öffentlich ausliegt:
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„„Wie man ſieht, Widerſprüche nach jeder Richtung, deren
Zahl fich vergrößerte, je größer das Beſtreben wurde, in die
Ueberzeugung Menzers Einheitlichkeit hineinzubrin-
gen. Es mußte deshalb von Menzer überaus wohltuend
empfunden werden, wenn der Vorſitzende an kritiſchen Stel
len die Diskuſſion abſchnitt. Damit konnte aber der An
klärung des Gerichtes bei der Urteilsbildung nicht gedient
ſein, und es war nur natürlich, daß ein Fehlſpruch erfolgte.

Vollends unaufgeklärt blieben auch die vielfachen
Widerſprüche Menzers in ſeiner eigentlichen Rede. Jn ihr
ſagte Menzer: „Rückwärtsſchauend, denken wer an Deutſch
lands frühere Größe. Nicht Vorteile, die wir etwa in ihr
gehabt haben, knüpfen uns an die Vergangenheit, ſondern
die Erinnerung, daß in ihr Jdeale erfüllt waren, die mit
dem Beſten unſeres Weſens verbunden ſind. Wir ſind
nicht bereit, das ſo ſchnell aufzugeben, was wir verehrt
haben. Vorwärtsſchauend, wollen wir mitarbeiten an einer
ſchöneren Zukunft unſeres Volkes. Wir wollen helfen, alle
Klaſſen unſeres Volkes zu einer nationalen Geſinnung c
führen.“ „Jn dieſem Kampfe für den nationalen Ge-
danken begrüße ich aber in Jhnen, Herr Miniſter, einen
Mitarbeiter.“ „Jn dieſem Geiſte begrüße ich Sie noch
einmal.“ Da hätte man Menzer doch fragen müſſen: Wo
hat Häniſch gezeigt, daß auch er rückwärtsſchauend an
Deutſchlands frühere Größe denkt? Wo hat Häniſch zu er
kennen gegeben, daß auch er in der Vergangenheit Jdeale
erfüllt ſieht, die mit dem Beſten des deutſchen Weſens ver-
bunden ſind? Hat Häniſch durch ſeine geſamte
Tätigkeit nicht vielmehr dargetan, daß er
das, was uns groß und heilig in der Ver
gangenheit erſcheint, als das „fluchbela-
dene alte Syſtem“ betrachtet, das es mit
Stumpf und Stiel auszurotten gilt Und das
er ſelbſt auch auszurotten immer beſtrebt geweſen iſt?! Wie
kann man von einem Häniſch behaupten, auch er ſei „nicht
bereit, das ſo ſchnell aufzugeben, was wir verehrt haben
Wodurch hat Häniſch dazu mitgeholfen, „alle Klaſſen
unſeres Volkes zu einer nationalen Geſinnung zu führen“?!
Für das alles hätte Profeſſor Menzer Beweiſe erbringen
müſſen, wenn er ſich von dem Vorwurf befreien wollte, „aus
Höflichkeit die Unwahrheit“ geſprochen zu haben. Dieſe
Beweiſe zu erbringen, hatte aber der Vorſitzende wieder ver

hindert. Er bezichtigte die Angeklagten einer
Beleidigung und verwehrteihnen, für ihre
Behauptungen den Wahrheitsbeweis zuführen. Wie danach auch in dieſem Punkte das Urteil
des Gerichtshofes zu bewerten iſt, braucht nicht erſt noch be
ſonders hervorgehoben zu werden.
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Einige „Beweiſe“ für Häniſchs nationales Wirken hat
Menzer aber doch erbracht, und die verdienen feſtgehalten
zu werden: Auf die Frage eines der Angeklagten:
welches denn die nationalen Taten des Miniſters Häniſch
wären, kam die verlegene Antwort: erſtens, das von Häniſch
1920 herausgebrachte Buch über die Hochſchule, und zwer
tens die Erlaubnis, das Bild des letzten Kaiſers in der

Univerſitätsaula hängen zu laſſen. Weiteres
onnte Herr Menzer nicht anführen. Dabei hatte er

ſelber das Buch des Häniſch in den demokratiſch-ſozialdemo-
kratiſchen „Halliſchen Nachrichten abfällig kriti-
ſiert. Menzer, der ſtets rechtsſtehende Mann, Mit
arbeiter dieſes Linksorgans, verlas ſelber Bruchſtücke ſeiner
Kritik, wie richtig er den Häniſch beurteilt haben mußte im
Oktober 1920. Da hatte er ungefähr geſchrieben: „Jch bin
durchaus im Zweifel, ob unſere Studenten den Sirenen-
klängen eines Häniſch widerſtehen können, den Sirenen-
klängen, denen gegenüber ſich ein Odyſſeus an den Maſt
baum binden laſſen mußte.“ So dachte Menzer über
Häniſch, und dennoch empfahl er ihn als nationalen Mann.

Ein anderes Bild: Auf die Frage des Vorſitzenden,
warum einem Lettow-Vorbeck die Aula ver
boten worden ſei, äußerte Menzer dem Sinne nach:
daß ein Senatsbeſchluß beſtanden hätte, nach dem die Aula
nur für ernſte Veranſtaltungen, wie künſtleriſche und wiſſen
ſchaftliche Vorträge uſw. hergegeben werden ſollte. Die
Aula könne doch nicht zum Tummelplatz politiſcher Leiden
ſchaft gemacht werden, ſchließlich müßte ſie dann auch den
Kommuniſten zur Verfügung ſtehen. So durfte es
alſo ein Univerſitätsrektor wagen, einen
der größten Helden, der von der ganzen
Welt bewundert wird, mit den Genoſſen
eines Hölz gleichzuſtellen. E3 mußte dem Rektor
bekannt ſein, daß unſere großen Helden zu Ehrendoktoren
unſerer Univerſitäten ernannt worden ſind, weil Helden
leiſtungen höher als wiſſenſchaftliche und künſtleriſche bei
Germanen ſeit altersher bewertet werden. Ein Lettow-
Vorbeck ſtand über aller Wiſſenſchaft, und wie ſich die Stadt
Nordhauſen bloßgeſtellt hat durch Ablehnung der Hinden-
burgbegrüßung, ſo hat es nicht weniger der Senat der
Univerſität Halle getan durch dieſe Begründung
und dieſen Vergleich ihres Rektors.
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Ein neues Bild. Jn der Verhandlung wird auch kurz
Menzers Stellung zur Volksbühne geſtreift. Auf die Be-
merkung Dr. Blümels, daß Menzer hier in wichtigen
Fragen „Arm in Arm mit den Kommuniſten“ gegangen
ſei, entgegnet dieſer, daß bei der Gründung der Volksbühne
doch die Vertreter des „eigentlichen Volkes“ nicht zu
umgehen geweſen ſeien. Jn einem andern Zuſammen
hange äußerte ſich Menzer recht abfällig über die dem
Adel angehörenden Studenten. Er meinte, wenn der
Graf X. Y. (er nannte den Namen eines alten Adels-
geſchlechtes) zu ihm als Rektor magn. käme, dann könne doch
nicht erwartet werden, daß er auf deſſen Meinung eingehe.
Er brauche als Rektor nur mit dem Aſta zu verhandeln. Das
letztere mag richtig ſein. Aber war es, um das zu erklären,
notwendig, über adelige Studenten ironiſch und von oben
herunter zu ſprechen?! Herr Menzer hält auf der einen
Seite die Kommuniſten für das „eigentliche Volk“,
und er nimmt andererſeits dem Adel gegenüber eine
Stellung ein, als ob dieſer nicht zum eigentlichen
Volk“ gehöre. Auch ein merkwürdiges Verhalten, wenn
man bedenkt, daß Herr Menzer ſich „ſtets zu den
Rechtsparteien“ gezählt hat. Die Rechtsparteien
rechnen bekanntlich den deutſchblüttgen Adel (und das
Kaiſerhaus!) ebenſo zum „eigentlichen deutſchen
Volk“ wie den deutſchblütigen Profeſſor. Kaufmann und

Handarbeiter aber die Juden und andere Fremv-
ſtämmige zählen ſie nicht zum „eigentlichen deut
ſchen Volk“, wenngleich dieſe das deutſche Staatsbürger-
recht beſitzen.

Wieder ein anderes Bild: Herrn Menzer wurde vor
gehalten, daß er bei dem Reichsgründungskommers eine
echt vaterländiſche Rede gehalten hätte. Er entſchuldigte das
damit, daß er dieſer Feier mit zwei anderen Herren beige-
wohnt hätte, „damit es nicht einmal hieße, der
Rektor ſei bei einem ſolchen Anlaß nicht an
weſend geweſen“. Daß ſein Herz, ſein Gefühl ihn
trieb, behauptete Menzer nicht.

So ging es weiter und weiter. Jede Antwort Men-
zers war in deutſchen und völkiſchen Augen eine neue
Bloßſtellung. So auch ſeine Bemerkung: „Ja, wenn man
die Geſchmackloſigkeit beſitzt, mit dem Hakenkreuz für
artige Verſammlungen einzuladen“. Dabei müßte doch der
Rektor wiſſen, daß das Hakenkreug ein altgermaniſches
Heilszeichen und deshalb das deutſchvölkiſche Wahrzeichen
iſt. Und auf dieſem deutſchen und völkiſchen Boden ſteht
auch der „Hochſchulring deutſcher Art“, in dem, wie Herrn
Menzer bekannt ſein ſollte, alle deutſchen Verbindungen der
Univerſität zuſammengeſchloſſen ſind.
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formalen Behandlung der Angeklagten und ihres
Verteidigers einerſeits und des Zeugen Menzer anderer
ſeits. Bei dem Facharzt Dr. Blümel wurde bereits der
Ausdruck „Arm in Arm mit den Kommuniſten“ beanſtan
det, Profeſſor Menzer dagegen konnte in ſeiner vornehmen
Art den „Rattenkönig“ ruhig eine „niederträchtige
Verleumdungsſchrift“ nennen, ohne daß der Vor-
ſitzende einen Anlaß ſah, einzugreifen. Als Profeſſor Men-
zer darauf von dem Verteidiger, Rechtsanwalt Spilling,
gefragt wurde, worauf ſich ſeine Behauptung, daß der
„Rattenkönig“ eine „niederträchtige Verleumdungsſchrift“
ſei, gründe, da ſprang der Vorſitzende Herrn Menzer
wiederum bei und unterſagte eine Beantwortung dieſer
Frage. Auf den Widerſpruch des Verteidigers hin bil-
ligte der Vorſitzende ſogar ausdrücklich die Bezeichnung
„niederträchtige Verleumdungsſchrift“, und er zeigte ſich
auch von dem Hinweis des Verteidigers gänzlich unberührt,
daß der „Rattenkönig“ von der ſozialiſtiſchen Reichsregie
rung Bauer-Erzberger (vor dem Kapp-Putſch!) beſchlag-
nahmt worden war weil die in der Schrift enthaltenen
Enthüllungen über zahlreiche Revolutionsgrößen den re
gierenden Sozialiſten arg auf die Nerven gefallen waren
daß dieſe Schrift aber ſelbſt in jenen Tagen allgemeiner
Rechtsunſicherheit wieder freigegeben werden mußte. Wenn
der „Rattenkönig“, wie der Univerſitätsprofeſſor und der
Landgerichtsdirektor behaupteten, „niederträchtige Verleum
dungen“ enthielte, dann würde gegen ſeinen Verfaſſer und
Verleger von den bloßgeſtellten Genoſſen Ebert, ide
mann, Häniſch, Sklarz, Parvus, Heilmann, Rauſcher uſw.
längſt gerichtlich vorgegangen worden ſein, und auch die
Reichsregierung als ſolche würde auf Grund des S 42 Str.
Geſ.-B. das ſogenannte objektive Strafverfahren beantragt
haben, und die Schrift wäre aus dem Buchhandel längſt
verſchwunden. Nichts aber dergleichen iſt geſchehen. Das
alles wurde vom Verteidiger dem Gerichtshof dangelegt.
Der Vorſitzende aber blieb bei der ſich zu eigen gemachten
Behauptung Menzers, daß der „Rattenkönig“ eine „nie-
derträchtige Verleumdungsſchrift“ ſei, ohne
dafür auch nur den Schatten eines Beweiſes zu erbringen
oder von Menzer erbringen zu laſſen. Da der „Ratten-
könig“ von den Angeklagten als Beweismittel in dem Pro
zeß genannt worden war, ſo iſt auch in dieſem Verhalten
des Vorſitzenden eine Behinderung der Angeklagten in ihrer
Verteidigung zu erblicken. Aber auch abgeſehen hiervon
dürfte es ein Novum im Gerichtsſaal darſtellen, wenn der
Vorſitzende, der den Angeklagten gegenüber vorgibt, auf
vornehme Verhandlungsformen ſehen zu wollen, den Zeu-
gen in einen Ton verfallen läßt, der außerhalb dieſes
Forums ſchwerlich irgendwo das Prädikat „vornehm“ er
halten dürfte und daß der Vorſitzende auch ſelber
ſolche Ausdrucksweiſe zu eigen gemacht hat.
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Weiterhin verdient feſtgehalten zu werden, wie der
Vorſitzende den Angeklagten gegenüber Beweisaufnahme
und Plaidoyer in Verbindung brachte. Wenn ihm etwas
nicht genehm war, das er nicht direkt von der Verhandlung
ausſchloß, dann entgegnete er den Angeklagten: „Das
intereſſiert hier nicht, das können Sie nachher im Plaidoyer
vorbringen,“ und als die Angeklagten das nachher dann
tun wollten, da wurde ihnen mit der Bemerkung das Wort
abgeſchnitten: „Jm Plaidoyer dürfen Sie nur das vorbrin-
gen, was Gegenſtand der Beweisaufnahme geweſen iſt.“
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Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Angeklagten und ihr
Verteidiger dieſer Prozeßleitung gegenüber ihren Stand-
punkt zur Geltung zu bringen ſuchten. Das gelang ihnen
aber ſchon von vornherein nicht, weil ſchon während der
Vernehmung des erſten Angeklagten der Vorſitzende es ab
lehnte, eine Stelle aus dem „Rattenkönig“ vorleſen zu
laſſen, in der ein Teil eines Artikels des „Berliner Tage
blatts“ abgedruckt iſt, in dem Häniſch über den Revolutions-
gewinnler Parvus-Helphand zu deſſen Verteidigung
folgendes geſagt hatte:

„Was aber die vielleicht manchmal jch weiß es nicht
recht gewagten geſchäftlichen Transaktionen von Parvus, die
ich im einzelnen nicht kenne, angeht, ſo vergeſſen Sie bitte nicht,
daß Parvus kein korrekter deutſcher Kleinbürger iſt, und daß
er das ſeinem ganzen Entwicklungegang nach natürlich auch
gar nicht ſein kann. Er iſt ein echter Sohn Rußlands,
des europäiſchen Landes der auch ſeeliſch unbegrenzten
Möglichkeiten, und in ſeinen Adern miſcht ſich zweifellos in
ſehr merkwürdiger Weiſe jüdiſches, ruſſiſches und tatariſches
Blut. Ein ſolcher Mann hat das Recht, nach den Geſetzen
ſeines eigenen Weſens und Werdens beurteilt zu werden.
Man kann und darf nicht mit der Elle der uns in Deutſchland
in Fleiſch und Blut übergegangenen alltäglichen Begriffe
meſſen und ihn in das Zwangsbett unſerer eigenen, an ſich
gewiß durchaus ſehr berechtigten Anſchauungen hineinpreſſen.
Laſſen wir doch in den Grenzen des geſellſchaftlich Mög-
lichen und ſozial Erträglichen jeder ſtarken Perſönlichkeit
das Recht auf eigenen freien Wuchs!“

Dieſe Verteidigung des ſkrupelloſeſten Revolutions-
gewinnlers war von der Zeitſchrift „Das Gewiſſen“ ſcharf
angevrangert worden.

Je ähnlicher Weiſe war der Inhalt des „B. T.“e
Artikels von Häniſch von den Verteidigern charakteriſiert
und damit ihre Erheblichkeit für die Bewertung Häniſchs
als Kultusminiſter ſowohl, wie für die Frage gekennzeich-
net worden, ob ein Rector magnificus einen Mann, der ſo
etwas öffentlich ſchreibt, als Mitarbeiter im Kampfe um
den nationalen Gedanken ſeinen Studenten öffentlich
empfehlen kann. Zweifellos eine erhebliche
Tatſache überhaupt, ferner aber weſentlich
dann, wenn man als Richter zu prüfen hat,ob die von dem Angeklagten ſcharf geäußerte ſittliche Em
pörung über einen ſolchen Erzieher der Jugend ſittlich
gerechtfertigt und ſtrafbar iſt oder nicht.

Das Gericht hatte ſich merkwürdigerweiſe in dem Be
ſchluſſe, der auf die Ablehnung des Vorſitzenden vom Ver-
teidiger gefordert worden war, auf die Seite ſeines Vor
ſitzenden geſtellt. Kurze Zeit darauf, als dann, immer
noch während der Vernehmung des erſten
Angeklagten, wiederum die Perſon des Kultus
miniſters Häniſch greift wurde, verbot der Vorſitzende
jegliche weitere Erörterung der Perſönlichkeit des Herrn
Häniſch und erklärte dem Verteidiger, der um einen Ge
richtsbeſchluß bat, daß die Kammer bereits bei der Be-
ratung über den kurz vorher geſtellten Antrag ſich dahin
schlüſſig gemacht habe, eine Erörterung der Perſönlichkeit
des Herrn Häniſch nicht mehr zuzulaſſen. Alſo, ohne
daß die Angeklagten, und die Verteidiger
wußten, daß das Gericht über dieſen Punkt
beraten werde, und ohne, daß ihnen Ge
legenheit gegeben wäre, ihre Ausführun-gen dazu machen, war die geheiligte Per-
ſon des Herrn Häniſch durch das Gericht
außerhalb ber Erörterung gerückt worden!

und das, obwohl der Artikel, um den es ſich hier handelte,
die Ueberſchrift Häniſch--Menzer trägt, und obwohl die
ganze Kritik des Artikels, wegen deren die Angeklagten
beſtraft werden ſollten, ſich mit der gelinde geſagt
ſchiefen Beleuchtung des Herrn Häniſch durch den Rektor
magnificus vor ſeinen Studenten beſchäftigte.

Demgemäß wurde weiter verhandelt, als Profeſſor
Menzer vernommen wurde. „Die Frage laſſe ich
nicht zu“ ſcholl es vom Richtertiſch, ſobald einer der Ange
klagten oder der Verteidiger eine Frage ſtellte. Zweimal
verlangte der Verteidiger Gerichtsbeſchluß, zweimal deckte
dieſer den Vorſitzenden. Das Gericht war ſichtlich verärgert,
und der Vorſitzende erklärte nach dem letzten Gerichtsbe-
ſchluß, daß er von der Entziehung des Fragerechts wegen
Mißbrauchs (1!) desſelben Gebrauch machen müſſſe,
wenn weiter Fragen geſtellt würden, die als ein Mißbro:
des Fragerechts angeſehen würden.
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Berliner Strafprozeſſen, oftmals von ſcharfen Zuſammen-
ſtößen zwiſchen Gerichtsvorſitzenden und Verteidigern ge
hört. Regelmäßig handelte es ſich dabei darum, daß ent
weder die Verteidigung gegen Belaſtungszeugen zu ſcharf
vorging oder der Vorſitzende Beweisanträge der Verteidi-
gung zu ſcharf zurückwies, durch die die Unglaubwürdigkeit
von Belaſtungszeugen dargetan werden ſollte; auch die Art,
wie die Zeugen der Angeklagten vom Vorſitzenden behandelt
wurden, ja auch das, was ein Zeuge jetzt ſagte, und was
er früher ausgeſagt hatte, und das Verhältnis der verſchie-
denen Ausſagen desſelben Zeugen zueinander und zu den
Ausſagen anderer Zeugen iſt oftmals der Anlaß zu ſcharfen
Auseinanderſetzungen zwiſchen Vorſitzenden und der Ver
teidigung geweſen. Wer im Einzelnen im Recht war, kann
dahingeſtellt bleiben. Jmmer aber lag dann eine auf bei-
den Seiten verſchiedene, mit Zähigkeit verteidigte Auf-
faſſung über eine für wichtig gehaltene Prozeßtatſache vor;
es war alſo ein Streit der Meinungen.

Hier aber war gleich vom erſten Augen
blick an eine gereizte Stimmung vorhan-
den, die ohne erſichtliche Urſache allein von
dem Vorſitzenden ausſtrömte und nur durch
eine Voreingenommenheit des Vorſitzen-
den erklärbar war. Nur ſie liefert auch den Schlüſſel
dazu, wie der Vorſitzende an die Verleſung des Eröffnungs-
beſchluſſes gleich die Vernehmung des erſten Angeklagten
anknüpfen konnte. Richtig und ſachlich wär es geweſen,
da es ſich um einen Zeitungsartikel handelte, zuerſt einmal
dieſen zu verleſen, damit die übrigen Prozeßbeteiligten
überhaupt wußten, worum es ſich handelte. Statt deſſen
ließ der Vorſitzende, als er erkannte, daß mit der einfachen
Aeußerung des Angeklagten nicht weiter zu kommen war,
zunächſt den Bericht der „Halleſchen Zeitung“ über Häniſchs
Auftreten in der Aula verleſen, und erſt als er dann mit
der Vernehmung auch nicht weiter kam, ließ er endlich den
Artikel ſelbſt verleſen. Ein Unbefangener mußte aus dieſem
Verhalten des Vorſitzenden den Eindruck bekonemen, daß
dieſer es ganz vergeſſen hatte, den Aufſatz,
d. gen Mittelpunkt des ganzen Prozeſſes, verleſen
zu laſſen.
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Erweckte alles dies von Anfang an den Anſchein, daß
der Vorſitzende wohl kaum das Beſtreben hatte, die Sache
irgendwie im Sinne der Angeklagten aufzuklären, weil er
mit ſeiner Anſicht ſchon fertig war, ſo wurde dieſer Eindruck
dadurch noch verſtärkt, daß in ſeiner Art, die Verhandlung
zu führen, d. h. ſowohl in der Art der Frage-
ſtellung, wie im Ton, eine angriffsluſtige
Stimmung gegen die Angeklagten, gepaarr
mit einer verletzend wirkenden Ueberheb-
lichkeit über ſie, zum Ausdruck kam, die man im
allgemeinen bei unſeren Richtern nicht gewohnt iſt, am
wenigſten gegenüber Leuten wie Dr. Blümel, der überhaupt
zum erſten Mal vor Gericht ſtand, und Männern, denen
man vielleicht einen Verſtoß gegen das Strafgeſetzbuch zur
Laſt legen konnte, denen man aber trotzdem oder gerade
deswegen, weil ſie den Mut bewieſen hatten, ihrer beſſeren
ſittlichen Ueberzeugung ſcharfen Ausdruck zu verleihen, die
m fennung für dieſe ihre ſittliche Tat nicht abſprechen

arf.
Nur einige Proben davon! Dr. Blümel hatte kaum,

ſich unwillkürlich nach dem beſetzten Zuhörerraum wendend,
ein paar Worte geſprochen, als er in ſcharfem Tone
angeherrſcht wurde: „Sprechen Sie zu mirl!
Wir ſind hier nicht in der Volksverſamm-
lung!“ Der Angeklagte entſchuldigt ſich höflich und will
nach dieſer Unterbrechung und nach einem kurzen Blick in
einen kleinen Notizzettel, den er in der Hand hält, fort-
fahren, als er zum zweiten Mal angefahren wird: „Sie
leſen ia ab! Das gibt es nicht, das laſſe ich



Fran I Das War die Einleitung! Wie dann weiter
ſachlich verhandelt wurde, haben unſere Leſer ſo ungefähr
aus unſerem Bericht in Nr. 268 unſerer Zeitung erſehen.
Der Tonfall blieb dabei derſelbe wie zu Anfang, überlegen,
herausfordernd, verletzend und wie etwa Gewohnheitsver-
brechern gegenüber, die ſich mit den bekannten Redensarten
von „Großen Unbekannten“ herauszureden verſuchen, und
wie Leuten gegenüber, denen man doch nicht glaubt und dies
zu verſtehen gibt, kurzum in einer Weiſe, daß man ſich ſagen
mußte, daß das Urteil ſchon ſo gut wie geſprochen, die
ganze Verhandlung weiter nichts als eine leider notwendige,
aber eben doch recht überflüſſige Form war. Dieſer Ein
druck konnte dadurch nur verſtärkt werden, daß die Beiſitzer
ihre Teilnahmloſigkeit dadurch bewieſen, daß ſie ſich mit
irgendwelchen anderen Arbeiten beſchäftigten, bisweilen
auch miteinander ſprachen.

Zur Vervollſtändigung des Bildes dieſer Gerichtsver-
handlung muß auch noch das Verhalten des Vorſitzenden
dem Verteidiger, Rechtsanwalt Spilling, gegen-
über geſtreift werden. Nachdem der Verteidiger in der Be
weisaufnahme geſehen hatte, welche erſchreckende politiſche
Unwiſſenheit in dieſem Gerichtsſaale herrſchte (Naumanns
Nationalſozialismus, Erfurter Programm uſw.), bemühte
er ſich in ſeiner eindringenden Verteidigungsrede, dem
Gerichtshof eine möglichſt klare Vorſtellung von der Sach-
lage zu vermitteln, wobei er gelegentlich auch Allgemein-
Bekanntes heranzog, d. h. ſolche Dinge, die wohl dem
Politiker allgemein bekannt ſind, von denen man aber nicht
ohne weiteres annehmen konnte, daß ſie auch dem Gerichts
hof bekannt ſein würden. Denn der Vorſitzende wußte bei
ſpielsweiſe ja nicht einmal, daß Naumanns Nationalſozia-
lismus gerade das Gegenteil des marxiſtiſchen Sozialismus
war, und daß Naumann ſich deshalb in dieſer Richtung
betätigte, um die deutſchen Arbeiter vor der Sozialdemo-
kratie zu ſchützen, daß alſo der Nationalſozialismus unmög-
lich als eine Richtung innerhalb der Sozialdemokratie

wie etwa die U. S. P. bezeichnet werden konnte.)
Auch hier griff der Vorſitzende wieder ein, um dem Vertei-
diger ſolche Ausführungen zu unterſagen, und erſt, als der
Verteidiger den Vorſitzenden in ſehr ernſten Worten
auf die Prozeßordnung verwies, die die Anführung allge
mein bekannter Dinge zuläßt, hielt der Vorſitzende es für

aten, zu ſchweigen. Ein andermal erwiderte der Vertei-
diger auf eine Unterbrechung des Vorſitzenden: „Das wäre
aber in dieſem Saale einzig!“ Sofort, mit einer fabelhaf-
ten Geſchwindigkeit, wendete ſich der Vorſitzende darauf zu

Protokollführer des Gerichtes: „Nehmen Sie die Be
5 g des Verteidigers zu Protokoll: Das wäre aber
unter dieſem Vorſitzenden einzig!“ Gegen dieſe falſche
Wiedergabe ſeiner Worte proteſtierte der Verteidiger, und
r da dem Vorſitzenden diesmal auch nicht einer
e übrigen vier Richter beiſprang, er viel-
gehr mit ſeiner Auffaſſung gänzlich allein blieb, mußte er

r unter peinlicher Stille im Gerichtsſaal den Vertei-
iger um Entſchuldigung bitten, daß er ſich ver

hört habe. Merkwürdig, dieſer Zwiſchenfall. Der Vertei-
er ſpricht ein ſcharf-artikuliertes, klares Bühnendeutſch,

er hatte laut und vernehmlich geſagt: „Jn dieſem
Saale“. Der Vorſitzende aber hatte gehört: „Unter
dieſem Vorſitzenden.“ Dieſen Jrrtum kann man ſich
nur ſo erklären, daß der Vorſitzende infolge innerlichen
Schuldbewußtſeins bereits ſo unſicher geworden war, daß
die Stimme des Gewiſſens das phyſiſche Gehör irritierte.
Und um ſeine Stellung und Autorität zu feſtigen, wollte
er die protokollariſche Niederſchrift einer angeblichen Ent
gleiſung des Verteidigers anordnen.
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So lagerte über der ganzen Verhandlung eine gewitter-
ſchwüle Spannung, die lediglich durch das Verhalten des
Vorſitzenden herbeigeführt wurde, da weder die Angeklagten
noch der Verteidiger durch ihr prozeſſuales Verhalten eine
Schärfe in die Verhandlung hineintrugen. Jm Gegenteil
war die Ruhe zu bewundern, mit der ſie die ſcharfe Tonart,
die ihnen von dem Vorſitzenden entgegenſchlug, durch Sach-
lichkeit zu überwinden verſuchten.

So ließ, um nur eins zu erwähnen, der Verteidiger es
ungerügt, als er, vom Vorſitzenden unterbrochen, den Satz

Kirchturm von Harthanſen
vollendete, und dafür von dem Vorſitzenden in ungehöriger

Novelle von R. Bartolomäus.
(Nachdruck verboten.)

Juliane kam, ihrer Herrin beim Forträumen behilflich
zu ſein.

„Sorgen Sie nur für rechtzeitiges Frühſtück morgen,“
ſagte Theda, „vielleicht bleibt der Herr noch länger. Da
müſſen wir an das Weitere denken. Mir iſt es recht ich
wollte doch einige Zeit hier bleiben. Mein Vater war auch
ganz einverſtanden damit

und hier iſt noch ein Brief von der Frau Tante,“
ſagte Juliane und überreichte ihn. „Der Briefbote hat ihn
erſt abends gebracht Eilbrief! Nur des Fräuleins wegen
hätte er den Weg bei dem Wetter gemacht.

Theda legte den Brief auf ihr Nähtiſchchen, brachte ihre
Arbeit an Ort und Stelle und ſetzte ſich dann zum Leſen an
den großen Tiſch.

„Liebe Theda!
hieß es, von meiner Reiſe zurückgekehrt, höre ich zu
meinem Erſtaunen, daß Du, allerdings mit väterlicher Er-
jaubnis, nach Harthauſen gefahren biſt! und das jetzt, wo die
wichtigſte Entſcheidung Deines Lebens bevorſteht! Unbe-
greiflich! Deine Mutter iſt außer ſich!l, und das beſonders,
weil es ſich doch nur um eine Verzögerung, einen Aufſchub
handeln kann, nicht um einen endgültigen Entſchluß! Alſo,
mein Kind! mein unbeſonnenes Kind! Umgehend nach
Hauſe! Wäre auf der anderen Seite nicht die Liebe ſo alles
überſehend, alles entſchuldigend, dann müßten wir befürch-
ten. Jedenfalls, was das Schlimmſte iſt, durch Dein Fort-
bleiben droht ein gewaltiges Aergernis. Das zu verhindern,
iſt unſere Pflicht in unſerer Stellung mein liebes Kind!
Alſo auf baldigſtes Wiederſehen! Jm Auftrage Deiner
Mutter Deine beſorgte Tante

Franziska von Harthaufen
geb. von Soldau-Arndtshagen.

Theda faltete den Brief zuſammen, legte ihn in ihren
ibtiſch, löſchte die Lampe und begab ſich in ihr Schlaf-

nnartete.

Weiſe mit den Worten: „Wenn ich rede, ſeten Sie ſtill!“ zu
recht gewieſen wurde. Ebenſo machte der Verteidiger, nach
dem zweimal die Beſchlüſſe des Gerichts die Nichtzulaſſung
einer Frage durch den Vorſitzenden gebilligt hatten, ſpäterhin
von ſeinem Recht in etwa 5--6 hintereinanderfolgen-
den Fällen keinen Gebrauch, einen Gerichtsbeſchluß
über die Zuläſſigkeit der Frage herbeizuführen, nur um
ſeinerſeits nicht den Anſchein zu erwecken, als ſtelle er die
Fragen nur zu dem Zweck, das Gericht zwiſchen Beratungs-
zimmer und Gerichtsſaal hin- und herpendeln zu laſſen
zum prozeſſualen Nachteil für die Angeklagten, aber Beweis
dafür, daß die Gereiztheit des Vorſitzenden nicht in der
Handhabung der Verteidigung ihren Grund hatte, ſondern
aus ihm ſelbſt herauskam.

Nur ein einziges Mal mußte ſich der Verteidiger von
dem Vorſitzenden in ſcharfem Tone ausbitten, ihm gegen
über erſt einmal einen anderen Ton anzuſchlagen. Daß der
Vorſitzende dazu ſchwieg, dürfte hinlänglicher Beweis dafür
ſein, daß der Verteidiger im Recht war.

Welchen Grund dieſe Gereiztheit hatte, iſt ſchwer zu
entſcheiden. Nahe liegt die Vermutung, daß verborgene
politiſche Gegnerſchaft der Boden iſt, aus dem ſie entſproß.
Auffällig war jedenfalls das Mienen- und Gebärdenſpiel
des Vorſitzenden, ſobald einmal das Wort „Jude“ fiel.
Vielleicht liegt auch bloß eine Abneigung gegen den Poli-
tiker als ſolchen vor, die ja leider in gebildeten Kreiſen
nicht ſelten iſt. „Ein politiſch Lied, ein garſtig Lied.“ Da-
mit entſchuldigen viele unſerer lieben Deutſchen ihre
politiſche Gleichgültigkeit, die wenn je, dann
heute ein Verbrechen iſt, die aber leider noch mit
einem inneren Hochmut gegenüber denjenigen gepaart iſt,
denen die Politik eine heilig ernſte Pflicht, Gewiſſens- und
Herzensſache für ihr Volk iſt. Am allerwahrſcheinlichſten
iſt allerdings, daß auch er ſich zu der Geſellſchaftsſchicht
rechnete, die der Angeklagte Böttcher in ſeiner Verteidi-
gungsrede als diejenige bezeichnete, die er mit der Charak
teriſierung Menzers durch Dr. Blümel als unfähig gekenn-
zeichnet ſah, Deutſchlands Erneuerung heraufzuführen. So
mag der Vorſitzende in Menzer ſich ſelbſt getroffen gefühlt
haben, und ſo wäre ein Triumph der Angeklagten eine
Niederlage der eignen Sache geweſen, und deshalb konnte
er den objektiven Standpunkt zu der Sache nicht finden, den
er als Richter hätte einnehmen müſſen.

Auf jeden Fall aber war er befangen
und hätte aus eigener Entſchließung von der
Verhandlung zurücktreten müſſen. Das aber
iſt leider nicht geſchehen, und damit hatte der Vorſitzende
dem Anſehen der deutſchen Rechtſprechung und der deutſchen
Gerichte keinen guten Dienſt erwieſen.

ddcchhq]cc2qc: h nnv”n——dd cc7z—

Es ſei nochmals auf die heute (Dienstag) abend 8 Uhr
ſtattfindende Verſammlung des Deutſchvölkiſchen Schutz
und Trutzbundes hingewieſen, in welcher der Fall Men
zer öffentlich beſprochen werden ſoll.
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Beſſere Fürſorge für kinderreiche Familien verlangt die
nachſtehende Anfrage der deutſchnationalen Abgeordneten
Dr. Wienbeck, Bruhn, Lambach und Gen. im Reichstag:

Artikel 119 der Reichsverfaſſung ſagt: „Die Reinerhaltung.
Geſundung und ſogiale Förderung der Familie iſt Aufgabe des
Staates und der Gemeinden. Kinderreiche Familien haben
Anſpruch auf ausgleichende Fürſorge.“ Dieſe „ausgleichende
Fürſorge“ iſt zwar durch Steuererleichterungen und Kinder
beihilfen in Beſoldungsordnungen und Tarifen begonnen, aber
wie zahlreiche Kundgebungen der Bevölkerung beweiſen, noch
lange nicht ausreichend ausgebaut worden. Namentlich in den
breiten Maſſen der kinderreichen Familien der Arbeiter, An
geſtellten, Beamten und des gewerblichen Mittelſtandes mangelt
es ſchon jetzt an ausreichender Ernährung, Bekleidung, Geſund
heitspflege und Unterbringung für Kinder und Mütter. Jn
Berlin allein ſind weit über 100 000 Familien auf einen ein
zigen Wohnraum in licht- und luftloſen Stadtvierteln ange-
wieſen. Welche Maßnahmen gedenkt die Reichsregierung zu
treffen, um der unmittelbar drohenden Gefahr der Verelen-
dung kinderreicher Familien in großem Maßſtabe entgegen
zuarbeiten Jſt die Reichsvegierung insbeſondere bereit, in
der Nähe der großen Städte Wohnſiedelungen für vermögens-
loſe kinderreiche Familien aller Stände mit ausveichendem
Land für Selbſtverſorgung zu ſchaffen

5um Geheimbericht des Generals Le Rond
b. Scheveningen, 27. Juni.

Der Bericht des Generals Le Rond über Oberſchleſien macht
nicht nur in neutralen, ſondern auch in Kreiſen der Entente
rieſiges Aufſehen und bildete geſtern das Geſpräch zwiſchen zahl
reichen Perſönlichkeiten der Entente, die hier ſeit einigen Tagen
zuſammenkommen. Beſonders von amerikaniſch engliſcher Seite
wird das Ereignis eifrig beſprochen. Man ſtimmte allgemein
den Bemerkungen zu, welche die Berliner Preſſe daran geknüpft
hat, nämlich, daß es jetzt Sache der deutſchen Regierung wäre,
durch ein Proteſtſchreiben an die geſamte Welt auf die ge
heimen polniſch franzöſiſchen Anſchläge in Oberſchleſien hinzu
weiſen. Man meinte, daß, falls ſich Frankreich weigern ſollte,
den jetzt öffentlich ſo ſtark kompromittierten General Le Rond
abzuberufen, daß dann die deutſche Regierung ſich energiſch
weigern müſſe, mit General Le Rond noch weitere offizielle Be
ziehungen zu unterhalten. Man war ferner der Anſicht, daß
dieſer Vorfall der deutſchen Regierung eine d r
günſtige Gelegenheit in die Hand geſpielt habe, der Entente ihren
wirklich guten Willen zu beweiſen, wenn ſie klipp und klar die
Entſendung einer vollſtändig vorurteilsloſen
unkompromittierten Entente kommiſſion nach
Oberſchleſien verlange. Endlich ſolle man mit dem falſchen
Syſtem brechen, in Sachen Oberſchleſien mit Frankreich allein
unterhandeln zu wollen. Man müſſe bemerken, daß das Ver-
tuſchungsſpiel der Franzoſen, welches durch Veröffentlichung der
geheimen Dokumente an dem Pranger geſtellt wurde, einigen
alliierten Regierungen bekannt ſei, aber bisher aus gewiſſen
Gründen nicht hätte bloßgeſtellt werden können.

Die Trennung zwiſchen Deutſchland und
ElſaßLothringen

Der Völkerbundrat hat im Verlaufe ſeiner gegenwär-
tigen Sitzung die von der auf Grund des Artikels 312 des Ver-
ſailler Vertrages zur Regelung der Uebergabe der Reſerven
der elſaß-lothringiſchen Verſicherungen von
Deutſchland an Frankreich ernannten Kommiſſion for-
mulierten Wünſche angenommen. Die von der Kommiſſion for-
mulierten Erklärungen können folgendermaßen zuſammengefaßzt
werden: Die Trennung zwiſchen den Jnſtitutionen in Elſaß-
Lothringen und denen Deutſchlands iſt vollſtändig. Jnfolgedeſſen
werden die Rechte und Verpflichtungen der in ElſaßLothringen
Verſicherten und der Rentner vom Deutſchen Reiche und den
deutſchen Verſicherungsanſtalten dem franzöſiſchen Staat abge-
treten und umgekehrt.

Die Abtretung wird geregelt durch die Uebernahme des Ver
mögens durch Verſicherungsanſtalten, deren Tätigkeit nicht über
ElſaßLothringen ausgedehnt war. Die Berufsgenoſſenſchaften
und deutſchen Knappſchaftsvereine, die Renten an in Elſaß-
Lothringen wohnende Perſonen zu zahlen haben, werden von
dieſer Verpflichtung durch Abtretung von Kapitalien in Höhe des
ſechsfachen Betrages der jährlichen Rentenzahlungen nach Elſaß-
Lothringen befreit. Die gleiche Regelung iſt für die elſaß-
lothringiſchen Verſicherungen getroffen worden, die an in
Deutſchland lebende Perſonen Renten auszuzahlen haben. Die
Beiträge, die für in ElſaßLothringen wohnende Angeſtellte an
die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte oder in Deutſch
land zugelaſſene Erſatzkaſſen eingezahlt worden ſind, müſſen mit
Zins und Zinſeszins an die Verſicherungsanſta'ten in Straßburg
zurückgezahlt werden. Die Kommiſſion hat den Geſamtbetrag,
der von Deutſchland an Frankreich zu bezahlen iſt, auf 65 Mill.
franzöſiſche Franken feſtgeſetzt. Dieſe Summe iſt in Jahres
raten zu bezahlen, die erſte im Juli 192 1. Mit dem
Fortſchreiten der Zahlungen erhält Deutſchland von Frankreich
nach und nach 24 Millionen Mark deutſcher Kriegsanleihe
zurück, die das Eigentum der elſaß--lothringiſchen Landesverſiche-
rungsanſtalt waren.

Das Reichsſchulgeſetz. Für den gegenwärtigen Schulkampf
liefert das im Verlag des Evangeliſchen Preßverbandes für
Deutſchland in 4. Auflage erſcheinende Heft „Der Reichsſchul
geſetzentwurf, für die Freunde der evangeliſchen Schule er
läutert und gewürdigt“, wertvolles Material. Es enthält außer
dem Text des Geſetzentwurfes und der amtlichen Begründung
eine ausführliche Erläuterung vom evangeliſchen Standpunkte
aus, in der auf alle in dem Entwurf verborgenen. Gefahren
hingewieſen wird. Das Heft iſt für alle, denen das Beſtehen
und die Fortdauer evangeliſchen Bekenntniſſes am Herzen liegt,
beſonders auch für Schulleiter und Religionslehrer, unentbehr-
lich. Es iſt durch alle Buchhandlungen und auch vom Verlag des
Evangeliſchen Preßverbandes für Deutſchland, Berkin-Steglitz,
Behymeſtraße 8, zum Preiſe von 2,50 M. zu beziehen.

„Wir ſollen nach Hauſe kommen“, ſchreibt die Tante,
ſagte ſie.

„Wenn es nicht anders iſt, dann fahren wir!“, ſagte
Juliane.

aber dann
„Wir verloben uns vorher!, und auf unſere Weiſe!“

Daran iſt nicht zu denken!“
„Mancher denkt daran!“
„Sie allein!“
„Wer nicht alles miterlebt hat,

denken!“
„Das ſind vergangene und vergeſſene Tage!“
„Vergangen, aber nicht vergeſſen! Er Hätte ſich auch

längſt entſchloſſen. Das weiß man doch! Vater und
Mutter haben viel dagegen, aber, wenn er die Treue hält,
dann Was alles nichts ausrichten! und ſchließlich

„Wie?
ſchließlich iſt jetzt noch ein anderer dal“

kann nicht daran

Am nächſten Tage wachte Edgard von dem hellen Son-
nenſchein und dem Geſange der Vögel ſchon frühzeitig auf
und ging in den Park, weil ſich noch nichts im Hauſe rührte.
Vielleicht könnte er ſpäter dort Theda treffen, dachte er.

Die Einrichtungen waren zwar verwildert, aber gerade
das hatte für ihn mehr Reiz als gepflegte Baumanlagen. Er
fand ſeltene Arten, hochgelaubte, im Morgenwinde rau-
ſchende Stämme, manche freundliche Ausblicke, eine Brücke,
einen langſam fließenden Graben und ſchließlich Ausſicht
über Wieſen, Felder, Gutshof und von dem höchften Punkt,
einem kleinen Hügel mit Gartenhäuschen, auf das Meer in
der Ferne.

Als er die in die Erde gebaute Holztreppe hinabſtieg,
näherte ſich der Verwalter, der ſich von ſeinem morgendlichen
Gang über die Felder durch den Park nach ſeiner Wohnung
zurückbegab.

„Guten Morgen, Herr van Vliet!“, rief Edgard.
„Geſegneten guten Morgen, Herr von Harthauſen!“,

war die Antwort van Vliets, der ſtehen blieb, herrliche Luft!
Sie ſollten auf Rebhühner gehen! Habe drei ſtarke Völker
getroffen

„Ohne Jagdſchein?“, rief Edgard, bei Jhren Jagd-
geſetzen!

„Habe ſelbſt keinen“, ſagte van Vliet, mich hindert
niemand!“

„Das wundert mich! Nach meinen Nachrichten müßten
Sie längſt im Gefängnis verſchwunden ſein!“

„Es gibt auch bei uns Mittel und Wege, ſich dem Geſetz
zu entziehen, Herr! nicht nur bei Jagdgeſetzen!“

„Sie ſprechen
„Aus Erfahrung!“
„Aus eigener?“
„Aus eigener! Wie man's nimmt! Eigener und frem

der! Jch wohne faſt achtzig Jahre hier! an der Grenze! am
Meer! Da geſchieht manches, was wo anders nicht ge
ſchieht!“

„Sie müßten mir davon erzählen!“
„Wenn Sie wiederkommen!“
„Und das werde ichl“
„Und jetzt? Wollen Sie nicht das Gut beſichtigen?“
„Sogleich nach dem Frühſtück! Jch komme zu Jhnen

und wir gehen dann zuſammen!“
„Jch halte mich bereit!“
Langſam ging Edgard nach dem Hauſe zurück. Juliane

pflückte Georginen und Roſen im Hausgarten ab. Vor der
Haustüre fand er einen eleganten Wagen mit Kutſcher. Der
Beſitzer des Gefährts kam eben aus der Türe und ließ es
nach dem Hofe fahren. Edgard wollte an ihm vorübergehen,
aber er blieb ſtehen.

„Arnnſtedt!“, ſagte er, „Paul Arnnſtedt! aus
Bremen!“

„Edgard von Harthauſen! Miſſouri!“
„von Harthauſen? Sie ſind der Herr, der das Gut hiet

kaufen will?“

„Jal“
„Von den Rechtsanwälten Paulſen und Smith in Ham-

burg iſt meinem zukünftigen Schwiegervater das Angebot
gemacht

Gartſekuna SlaiI,
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Beilage zur Halleſchen Seitung Dienstag den 28 Juni 1921

I 9 8Der 95-Millionen-Etat der Stadt Halle e
Halle, 28 Juni.

Wer die Entwicklung verfolgt hat, die die ſtädtiſchen Aus
gaben im Jahre 1920 genommen haben, wer ſich erinnert, wie
Faum eine Sitzung der StadtverordnetenVerſammlung verging,
ohne daß der längſt verbrauchte Dispoſitionsfonds, das Ka
pitel XXIV. 14 von neuem geſchröpft wurde, wie die Gehälter
der Beamten und Angeſtellten nach den Vorſchriften des Reiches
und States wiederholt geſteigert werden mußten und wie eine
neue große Anleihe die ſtädtiſche Schuld um weitere 42 Millionen
ſteigerte, den wird es kaum überraſchen, daß der Haushaltsplan
des Jahres 1921 die ſchon außerordentlich geſtiegene Abſchluß
ziffer des Jahres 1920 noch um ein Beträchtliches übertrifft: der
Hauptetat des neuen Wirtſchaftsjahres ſchließt in Einnahme
und Ausgabe, nach Abzug der doppelt erſcheinenden Poſten
(Kap. VI und XV) mit 95 320 000 Mark ab, das ſind gegen 1920
(wiederum nach Abzug der Verrechnungspoſten) rund 26 Millionen
Mark mehr. Rechnet man die Brutto Ziffern der Sonderetats,
jedoch ohne die ſelbſtändigen Stiftungen, den Abſchlußzahlen des
Hauptetats hinzu, ſo ergibt ſich für die Geſamtausgabe und
„einnahme der ſtädtiſchen Verwaltung die unerhörte Ziffer von
rund 177 Millionen Mark!

Der StadtverordnetenVerſammlung überreichte geſtern der
Magiſtrat den Stadthaushaltsplan für das Rechnungsjahr 10921,

ſowie die mit ihm im Zuſammenhang ſtehenden Voranſchläge
folgender ſtädtiſcher Betriebswerke und Stiftungen: der Gas-
werke, der Waſſerwerke, des Elektrizitätswerkes, des Schlacht und
Viehhofes, der Fleiſchverkaufsſtelle, der Straßenbahn, der ſtädti-
ſchen Braunkohlenwerke „Vereinigter Karl-Ernſt“ und „Frohe
Zukunft“, der Friedhofsverwaltung, des Leihamts, des Stadt-
magazins, der Landwirtſchaftsbetriebe, des Alters- und Pflege
heims, des Hoſpitals, der Paul Riebeck-Stiftung, der Aſſeſſor
Karl Müller-Stiftung, der Bethcke-Lehmann- Stiftung mit dem
Antrage,

1. die vorbezeichneten Voranſchläge zu genehmigen und den
Stadthaushaltsplan in Einnahme und Ausgabe auf
123 683 000 M. feſtzuſetzen;
zur Deckung des Steuerbedarfs die Erhebung fol
gender direkten Steuern für das Rechnungsjahr
921 zu beſchließen:
Y eine Gemeindegrundſteuer von 19 des ge

meinen Wertes der bebauten und 2 5 des gemeinen
Wertes der unbebauten Grundſtücke gemäß S 2 und 8
der Grundſteuerordnung 622 9 des Ertrages der
ſtaatsſeitig veranlagten Grund und Gebäudeſteuer,

b) 228 der ſich aus der beſonderen Gewerbe
ſt e uer Ordnung der Stadt Halle ergebenden
Steuerſätze 663 der ſtaatlich veranlagten Ge
werbeſteuer,

oder

d) und c) zuſammengerechnet 647 der geſamten
Realſteuern;

3. weiter zu beſchließen, im Rechnungsjahr 1921 neben der
für die Ableitung von Fäkalien beſtimmten feſten Gebühr
von 35 9 des Nutzungswertes des Grundſtücks gemäß S 8
Abſatz 2 der Gebührenordnung vom 17. Januar 1905 und
auf Grund des dazu von den ſtädtiſchen Körperſchaften
unter dem 9. Mai, 26. Mai und 3. Juni 1919 beſchloſſenen
III. Nachtrages vom 10. Juni 1919 eine Kanalbenutzungs-
gebühr von 5,7 des Nutzungswertes zu erheben, unter
beſtimmungsmäßiger Freilaſſung der Wohnungen bis zu
300 M. Mietswert;

14. zuzuſtimmen, daß von dem 3870 694,42 M. betragenden
Ueberſchuß des Rechnungsjahres 1919 2 100 000 M. dem
Ausgleichsfonds zuzuführen ſind;

5. der Gründung der beim Geſundheitsamt vorgeſehenen
neuen Arztſtelle zuzuſtimmen.

Wir kommen auf den neuen Haushaltsplan heute abend noch
ausführlich zurück.

Stadtverordneten-Sitzung
Vor Eintritt in die Tagesordnung verlieſt der Stadtverord-

neten- Vorſteher Keil (Dem.) einige Neueingänge, darunter
einen Proteſt der Mietervereinigungen gegen die andauernden
und anſcheinend unberechtigten Forderungen der n.
Der Haus und Grundbeſitz ſei nicht als ein Gewerbe aufzufaſſen.
Die Erheber des Proteſtes erwarten die Hinzuziehung ihrer Ver-
treter bei Beſprechung einſchlägiger wichtiger Fragen. Die Ver
ſammlung nimmt dieſes zur Kenntnis. Ferner liegt ein Antrag
vor, für den Norden der Stadt am Weinberg ein neues Frei
b ad zu errichten. Bei dieſer Gelegenheit wird bemerkt, daß der
Magiſtrat bereits 600 Mark zur unentgeltlichen Benutzung des
Fröhlichſchen Bades in Trotha zur Verfügung geſtellt hat. Des
weiteren liegt eine Anfrage vor betr. der Stadtverord-
neten Oſterburg, Bowitzki und Frau Krüger. Der
Magiſtrat hat hierauf zur Antwort gegeben, daß bei ihm andereNahrichten, als bisher durch die Preſſe verlautet ſind, nicht vor

liegen. Schließlich iſt der Kreislehrerrat wegen mangelhafter
Reinigung der Schulzimmer vorſtellig geworden. Die Bitte, denEtat ſier ür zu erweitern, wird dem Haushaltsausſchuß weiter

gegeben.

Sodann führt Oberbürgermeiſter Dr. Rive den neuen
Stadtrat Dr. May in ſein Amt ein indem er der Hoffnung
Ausdruck gibt, daß die Stadt in dieſem einen berufenen Ver-
treter der ihm übertragenen Aemter gefunden hat. Er beglück-
wünſcht ihn namens des Magiſtrats. Stadtverordnetenvorſteher
Keil hieß Dr. May im Namen der Stadtverordnetenverſammlung
herzlich willkommen

Stadtrat Dr. Mah, der von jetzt an das Armen und
Wohnungsweſen bearbeiten wird, dankt für die Begrüßung
und bittet, ihm das nötige Vertrauen entgegenzubringen.

Inzwiſchen iſt ein Dringlichkeitsantrag der U. S. P.
eingelaufen mit dem Jnkhalt, Herrn Aſſeſſor Dr. Pabſt von der
Verwal des Micteinigungsamtes zurücktreten zu laſſen.Der e wird an den Echint der Tagesordnung geſtellt.

Sodann geht man zur Tagesordnung über. Nach der
Wahl von zwei Mitgliedern in den Grundſteuerausſchuß und der
Wi hl von zwei Sachverſtändigen zur Abſchätzung von Des
infektionsſchäden wird die Wahl von Mitgliedern zur Schul
deputation von der Tagesordnung abgeſetzt, da die Vor-
beſprechungen über die Schuldeputafion noch nicht zu Ende ge

Zu der Verlegung der Schulküche aus dem Nordflügel derKloſterſchule in das Kellergeſchoß der Neumarkſent und
Ueberweiſung der in der Kloſterſchule freigewordenen Räume an
die Gewerbeſchule für Mädchen zur Verwendung für den Waſch
und Plättunterricht, gibt die Verſammlung ihre Zuſtimmung.
Die auf 23 600 Mark veranſchlagten Einrichtungskoſten ſollen
auf den er Verfügungsfonds 1990 verrechnet werden.

An dem Dache der Thaliagſäle ſind Reparaturen drin
gend notwendig geworden. Der Magiſtrat hat daher im Einver
ſtändnis mit der Baudeputation beſchloſſen, die erforderlichen
Gelder in Höhe von 16 000 Mark zu bewilligen. Die Vorlage
findet ſeitens der Verſammlung Annahme. Ebenſo wird der
Veorſchlag, die bei den Jnſtandſetzungsärbeiten im Zoologi

tag un re h von 3697 Mark zurandſetzung der Ti u ühle der Gaſtwirt t iſcher Garten zu verwenden, angenommen. a haſt Bootsg

Die Neupflaſterung der Großen Goſenſtraße wird zur gelegentlichen Berückſichtigung empfohlen.
Die Tarifſätze für das Anbringen von Anſchlägen an

den öffentlichen Anſchlagſäulen und Tafeln ſollen
erhöht werden, da die Unkoſten ſich immer mehr geſteigert
haben. Da auch durch Umfrage bei anderen Städten ermittelt
worden iſt, daß dort höhere Sätze als bisher in Halle erhoben
werden, gibt die Stadtverordnetenverſammlung zu der Erhöhung
ihre Zuſtimmung.

Die Bedingungen für die Lieferung elektriſcher
Energie erhalten einige Abänderungen, ſo den Zuſatz zu
Abſ. 3: „Das gleiche gilt, wenn die Störung durch Streik ver
urſacht wird, aus welchen Gründen der Streik auch immer ein
getreten iſt oder andauert“. Ferner wird die in S 11 Abſ. 2 feſt
geſetzte Gebühr auf 2 Mark erhöht.

Die Aufſtellung einer Transformatorenſtation an
der Johanniskirche und die Mittel hierfür in Höhe von
60 000 Mark werden genehmigt.

Auch die nächſtfolgenden Punkte der Tagesordnung finden
debatteloſe Annahme, darunter ein vorgelegter Koſtenanſchlag
ur Ausführung deer im Rathaus erforderlichen Umlegung von

lephonleitu ſowie zur Herrichtung des Akkumulatocrraumes in doh von 21 6500 Mark, ferner 55 700 Mark für die

Kabelung der Freileitungen auf der Strecke Waiſenhaus
apotheke Unterplan.

Dem mit einer Einnahane und Ausgabe von 17 500 Mark für
das Rechnungsjahr 1921 abſchließenden Etat der Geſchwiſter
Röſer-Stiftung wird zugeſtimmt. Die bei der Bethge-Lehmann-
Stiftung entſtandenen Ueberſchreitungen in Höhe von 59 359
Mark erfordern eine Nachbewilligung in einer Höhe von 48 015
Mark. Dieſe Summe wird in den Haushaltsplan 1921 ein
geſetzt. Für die Kriegsgefangenenheimkehr werden
die bereits bewilligten 50 000 Mark um 10 000 Mark verſtärkt.

Auf eine Eingabe der Vereinigung Halleſcher Lazarett-
inſaſſen betreffs Gewährung von Freifahrkarten der Straßen
bahn für ſchwerverwundete Krieger teilt der Magiſtrat mit, daß
bereits 40 Freifahrkarten gewährt ſind.

Ueber einen Antrag des Magiſtrats, ein Grundſtück am Vik-
toriaplatz von etwa 3 451 Quadratmeter Größe für den Kaufpreis
von 35 M. je Quadratmeter unter den Bedingungen des vor
gelegten Angebots an die Zentralgenoſſenſchaft zum Bezug land-
wirtſchaftlicher Bedarfsartikel entwickelt ſich eine kurze Debatte,
in deren Verlauf Stadtverordneter Wilke (S. P. D.) ſeinen
Standpunkt als entſchiedener Bodenreformer betont und gegen den
Antrag ſpricht. Stadtv. Hos (Dem.) ſowie Stadtrat Fiſcher
weiſen darauf hin, daß durch die r des in Frage kom
menden Grundſtücks der Zentralgenoſſenſchaft Gelegenheit ge-
geben wird, dort ein größeres Bürohaus zu errichten,
wodurch wiederum in der Stadt Wohnungen frei
werden dürften. Der Antrag wird ſchließlich mit 29 zu 28
Stimmen angenommen.

Der Verein Geſundheitspfle
rung des Pachtvertrages des Licht- und Luftbades auf den
Pulverweiden auf die Dauer von 10 Jahren nachgeſucht. Stadtv.
Kürbs (U. S. P.) beantragt in dieſem Zuſammenhange eine
koſtenloſe Ueberlaſſung des Bades an den Verein. Dieſer Antrag
wird vom Stadtverordneten Wilke (S. P. D.) unterſtützt.
Stadtrat Fiſcher weiſt darauf hin, daß bei Annahme dieſes An

e hat um Verlänge-

trages z. B. Sportvereine ähnliche Anſprüche ſtellen würden. Jm.
übrigen ſei der Verein bereit, 300 M. jährlich Pacht zu zahlen
und wünſche lediglich eine Verlängerung des Pachtvertrages auf
10 Jahre. Stadtv. Steinbrück (Deutſchnat.) erwähnt, daß
im Grundeigentumsausſchuß der Antrag geſtellt wurde, den
Pachtvertrag alle zwei Jahre zu revidieren.

Nach längerer Debatte wird das Geſuch des Vereins für Ge
undheitspflege mit dem Zuſatzantrag des Grundeigentumsaus-e angenommen.

Eine Eingabe des Halleſchen Künſtlerrates, in
welcher er die Außenreklame an den Städtiſchen Straßenbahn-
wagen bemängelt, wird dem Verkehrsausſchuß überwiesen.

Ueber den Dringlichkeitsantrag der Unabhängigen Fraktion
betr. Dr. Pabſt wird in nichtöffentlicher Sitzung verhandelt.

Kempin vor dem Sondergericht
Jm weiteren Verlauf der Vernehmung ſagt der Angeklagte

Kempin aus, daß ſehr viele Leute hier Dinge ausgeſagt haben,
die ſie „im Suff“ geſehen haben. Die Büffetiers in
Leung haben oftmals Gelage veranſtaltet. Unſere
Aufgabe war es, Disziplin zu halten, und wir glaubten dies da
durch zu erreichen, daß wir die Proletarier an ihrer Ehre faßten.
Am Oſterſonnabend bekamen wir die Nachricht, daß von Naum-
burg her Artillerie anrücke. Gleichzeitig hieß es, die
Gaskeſſel ſollten geſprengt werden. Wir unter
nahmen daher einen Rundgang durch das Werk. Bei dieſer Ge
legenheit traf ich einen jungen Mann, der ſich als Berichterſtatter
entpuppte und den ich feſtſetzen ließ. Von da ab wurde ich dau
ernd von zwei Genoſſen als Spitzel bewacht. Meine
Lage wurde immer unhaltbarer. Am Montag entdeckten wir
einen großen Fuchs im Bau, den Herrn Paul, der die Kaſſen
ſchränke erbrochen hatte. Dann kam Bowitzki und
meldete, daß er und ſeine Truppe von der Schupo aus
einandergetrieben ſei. Daraufhin machte ich den Vor-
ſchlag, alle Bewaffneten zu verladen. Der Transport wurde von
einem Genoſſen geleitet, der ar h nicht in den Händen
der Staatsanwaltſchaft iſt. enn nun nicht erneut Bewaff
nete aus Bitterfeld in Leunag angekommen wären, ſo
wäre kein Schuß gefallen und die Sipo hätte keine Gelegenheit
gehabt, dort ſo beſtialiſch zu hauſen.

Die Anklage geht von falſchen Vorausſetzungen aus. Jch
weiſe nur darauf hin, welcher Schwindel mit mir getrjeben
worden iſt. Wenn das alles wahr wäre, was mir angedichtet
worden iſt, ſo hätte der Betrieb ſchon am Mittwoch ſtill gelegen.
Geplündert iſt nicht worden. Es wurde nur das genommen,
was zur notwendig war. Von einer Löhnung habe
ich abgeſehen, Proletarier laſſen ſich nicht bezahlen. Jch blieb
nur in Leunga, um aufzupaſſen, daß nicht „geholzt“ wurde.

Der Staatsanwalt erklärte hierauf nach einigen Richtig-
ſtellungen, daß dieſe Ausſagen Kemvpins bereits im Protokoll
ſtänden.

worden war, nach Leung gekommen iſt. Dort ich iAktionsausſchuß wählen laſſen. r.
tragen haben.

Der Direktor der Leunawerke, Dr. Oſter, ſchildert nun
mehr in großen Zügen die Verhältniſſe auf dem Werk vom
Februar ab. Der Verteidiger erblickt in dieſer Zeugenausſage
ein einſeitiges Plaidoyer für die Leunawerke.

Hierauf wird die Verhandlung bis 238 Uhr nachmittags
vertagt.

Nach Wiedereröffnung der Verhandlung begann die Ver
nehmung der Zeugen, deren etwa 30 geladen waren,
Die Beweisaufnahme wurde um 9 Uhr abends geſchloſſen. Wir
berichten über den Verlauf der geſtrigen Nachmittagsverhandlung

heute abend im Zuſammenhang. Das Urteil dürfte vor heute
mittag nicht geſprochen werden.

Eine Waffe will er nie ge-

Gründung einer Vereinigung
deutſcher Schlichtungsausf e

Am Sonntag tagte im Juſtizgebände eine aus allen TeileDeutſchlands zahlreich u Verſammlung der Vorſitzenden

deutſcher Schlichtungsausſchüſſe. Erſchienen waren ferner aus
dem Reichsarbeitsminiſterium die Herren Miniſterialrat Dr.
Sitzler und Regierungsaſſeſſor Joachim, aus dem preuß
Handelsminiſterium Herr Oberregierungsrat Frielinghaus,
von der Regierung zu Merſeburg Herr Oberregierungsrat
Liſtemann und von der Begzirksregierung in Gera Herr Dr.
Sonntag. Gegenſtand der Verhandlung war vor allem der
neue Entwurf der Schlichtungsordnung, die
nach vorausgegangenen Referaten von Univerſitätsprofeſſor
Joerges- Halle über den Entwurf des Arbeitstarif
geſetzes und Dr. Bartſch, Vorſitzenden beim Schlichtungsaus
ſchuß München, über die Schlichtungsordnung einer eingehen-
den Beſprechung unterzogen wurde. Es wurde eine Reihe von
Abänderungsvorſchlägen beſchloſſen, an deren Erörterung der
als Vertreter des Reichsarbeitsminiſteriums erſchienene
Miniſterialvat Dr. Sitzler, die bekannte Autorität auf dem Ge
biete des Arbeitsrechtes, ſowie Oberregierungsrat Dr. Frieling
haus vom preuß. Miniſterium für Handel und Gewerbe, ſich
rege beteiligten. Beſchloſſen wurde ferner die Gründung
einer Vereinigung deutſcher Schlichtungsaus-
ſ chüſſ e. Als Vorſitzende wurden Rechtsanwalt Ferch-
München, Profeſſor Joerges Halle und Juſtizrat Suſe
mihl, Vorſitzende der Schlichtungsausſchüſſe München, Halle
und Kiel, beſtellt. Der Zuſammenſchluß wurde von dem Ver
treter des Reichsarbeitsminifteriums als beſonders erwünſcht
begvüßt.

Schwurgericht. Die erſte Sitzung der laufenden urgerichtstagung führte in die r e r
Angeklagt war der Handelsmann Emil Richter, der am
2. März nachmittags an der Plünderung des Rennerſchen
Geſchäftes auf dem Marktplatze teilgenommen haben ſollte.
Die Geſchworenen verneinten aber die geſtellten Schuldfragen,
worauf der Angeklagte freigeſprochen wurde.

Provinz Sachſew
Achtzig Schafe im Zuge erſtickt
(Eigener Drahtbericht der S. Z.

s. Raguhn, 27. Juni.
Am Sonnabend traf auf Bahnhof Raguhn ein Eiſen

bahnwagen mit 103 Mutterſchafen ein, die für das Gut des Ba
rons von Ende in Alt-Jeßnitz beſtimmt waren. Als man die
Türen des Wagens öffnete, fand man nur noch 23 Schafe lebend
vor, die übrigen 80 waren erſtickt. Die Schafe waren an dem-
ſelben Tage in Pieſteritz bei Magdeburg verladen worden. Hierbei
hatte man unverſtändlicherweiſe beide Türen des Wagens ge
ſchloſſen. Der Schaden beträgt 60 000 Mark.

Nordhauſen für ſeinen Hindenburg!
10 000 nationale Bürger im Feſtzuge.

tk. Nordhauſen, 27. Juni.
Der Feſtausſchuß zur Hindenburg-Ehrung ſandte an den

Generalfeldmarſchall am Donnerstag folgendes Telegramm:
„Gegen 10 000 Einwohner der Stadt Nordhauſen vereinigten ſich
heute nachmittag nach einem feierlichen Feſtzug durch die Straßen
der Stadt zu einer gewaltigen, herzerhebenden Kundgebung für
Ew. Exzellenz. Die Teilnehmer ſprechen die Bitte aus, die von
der Rieſen-Feſtverſammlung einhellig gefaßte Entſchließung, die
in einem feierlichen Gelöbnis gipfelt, Ew. Exzellenz durch einen
alle Kreiſe der Bürgerſchaft umfaſſenden Ausſchuß überreichen
laſſen zu dürfen, und bitten, Tag und Stunde nennen zu wollen,
die Ew. Exzellenz für den Empfang des Ausſchuſſes genehm
ſind.“ Die betreffende Entſchließung hat folgenden Wortlaut:
„Tauſende von deutſchen Frauen und Männern Nordhauſens
haben ſich heute verſammelt, um ihres großen Ehrenbürgers zu
gedenken. Sie drücken ihr lebhaftes Bedauern aus, daß es
ihnen nicht vergönnt geweſen iſt, Euer Exzellenz bei der Durch
reiſe nach dem Kyffhäuſer von Angeſicht zu Angeſicht zu ſehen
und zu begrüßen und erneuern hierdurch das Gelübde treuer
Dankbarkeit und Anhänglichkeit an den heldenhaften Führer der
deutſchen Heere und den ruhmreichen Verteidiger des vater-
ländiſchen Bodens, der auch in der ſchwerſten Zeit des Zu-
ſammenbruches dem deutſchen Volke als treuer Eckart zur Seite
geſtanden hat und ihm durch Pflichterfüllung bis zum Aeußerſten
ein leuchtendes Beiſpiel geweſen iſt.

Nordhauſen, 27. Juni. (Der Hafitbefehl gegen
Kaſparek aufgehoben.) Der Haftbefehl gegen den un
abhängigen Landrat a. D, Kaſparek iſt vom außerordentlichen
Gericht in Nordhauſen aufgehoben worden.

S. Deſſau, 27. Juni. (Um Deſſau-Sünd.) Zur An-
lage einer Eiſenbahnhalteſtelle in der Kochſtedter
Straße hat nun auch die anhaltiſche Regierung Stellung ge
nommen. Sie erkennt nach einem Drahtbericht unſeres SMit-
arbeiters die Berechtigung der vielfachen Beſchwerden, die
gegen die Verkehrsverhältniſſe auf dem Staatsbahnhof Deſſau
erhoben werden, an und teilt die Anſicht, daß den namentlich
durch den ſtarken Arbeiterverkehr Deſſau--Bitterfeld--Greppin
entſtandenen Uebelſtänden durch die Anlage einer Halteſtelle an
der genannten Straße abgeholfen werden könne. Die Re
gierung hat daher eine Einladung zur Beſprechung dieſer Frage
ergehen die am 7. Juli in der Handelshammer Deſſau
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